
Mögen aber noch viele (Generationen evangeliécher Menschen, welches
Zeichens S1e SONStT sSe1in mOgen, ihre Augen diesem Berg VOIl Stein T:  =  z

heben und ihnen daher Hiltfe kommen V U  - dem Herrn.
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Teil

Schon dreimal War Schlesien Gegenstand internationaler ideologischer
Auseinandersetzungen: Bei den den Dreißigjährigen Krieg beendenden
Friedensverhandlungen Osnabrück, beim Eingreifen Karls ME VO  3

Schweden urnı bei den Auseinandersetzungen Friedrichs des Großen und
der Kaiserin Maria Theresia. Jle dreimal WAar 1da5 Land Gegenstand harter
Auseinandersetzungen zwischen den Parteien, denen darum 21INne, 1ın kon=
fessionspolitischer Hinsicht das Möglichste aUu's den Verhandlungen heraus=
zuholen. War das dritte Mal Preußen, dessen Übergewicht schließlich
endgültig Gunsten des Protestantismus entschied, indem dem Lande
die Toleranz, dem Protestantismus die freie Entfaltungsmöglichkeit brachte,

WarTr 1n den beiden ersten Fällen die damalige protestantische Groß=
macht Schweden, \di€ Entscheidendes ZUr Erhaltung des schlesischen Pro=
testantısmus beigetragen hat, das erste Mal 17 den langwierigen Verhand-=
lungen Osnabrück, das zweite Mal kurz, bevor seine europäische
Großmachtstellung aufgeben mußte, als Kar/|l XII 1ın Ausnutzung der Uun=
stigen militärischen Lage den schlesischen Protestantismus VvVor dem Er=
liegen ettete Zur Erreichung sSe1iInNes Zieles konnte sich der König weitest
gehend der Mitarbeit deis evangelischen Schlesiens bedienen. Warteten
doch dessen mıit dem Rüstzeug der Aufklärungsphilosophie des Jahr=
hunderts un ihrer Toleranzidee versehenen Gelehrten darauf, ihm das
wissenschaftliche Tatsachenmaterial ZUT Verfügung stellen und VeT:

arbeiten, dessen Unı Sse1in tatkräftiger Bevollmächtigter für Schlesien,
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Baron Henning Stralenheim, bedurftén, seine Ansprüche rechtlich
Nn termauern Das Material, das 'ıhm die schlesische Wissenschaft ZUI

erfügung stellte, War überreichlich, und die Tatsache, daß damals 1mM
Westen des Reiches mehrfach 1ın umfangreichen Veröffentlichungen Be=
druck+t un ın gaNZz Deutschland verbreitet wurde, beweist, daß SyallZ
Deutschland der Sache der evangelischen Schlesier Anteil nahm, Z.U

derselben Zeit, 1n der die protestantischen Mächte des Kontinents 1n der
Pfalz und 1 Rheinland für die protestantischen Belange eintraten. Es
zeigte sich, daß das protestantische Bekenntnis iın Schlesien Se1t seinem
Bestehen durch zahlreiche Vereinbarungen und Konzessionen geschützt
worden WTr und daß die evangelischen Fürsten des Reiches ebenso W1€e
die außerdeutschen (aranten des Westf£fälischen Friedens VO  3 jeher als

Anliegen betrachtet hatten, die schlesische (GGewissens= und Religions=
Freiheit sicherzustellen. .T'St die zunstige militärische Lage Schwedens e=
stattete aber dem schlesischen Protestantismus, das große wissenschaft=
liche aterial geschlossen VOT dem Forum des Reiches sprechen lLassen
unı bei den Verhandlungen zwischen Schweden un Osterreich seinen
(GGunsten 17 die Wagschale werfen, WO die protestantischen Mächte
dies Reiches einschließlich Brandenburg=Preufßens nicht 1n der LageJ
ihr Gewicht 1n dieser Angelegenheit, die ıne Sache des anzen K öm1  =
schen Reiches WAT, gegenüber dem übermächtigen Hause Habsburg- wirk=
S5am einzusetzen. Nachdem alle VOoO  j deutschen un außerdeutschen Für=
sten angewandten gütlichen ittel keinem Erfolg geführt hatten und
die evangelischen Reichsstände auf dem permanenten Reichstage Ne=
gensburg nicht über die Worte hinausgekommen WarTen, WarTr schließ=
lich <d8'5 militärische Gewicht Schwedens, das dem schlesischen Protestan=
tismus seinem Recht verhalf un ihm die Daseinsmöglichkeit Ver:

schaffte, die ihn bis ZUTr Besitzergreifung Schlesiens durch Preufßen hinüber=
ettete.

Für die Verhandlungen mit >Kaiser Osep. ieß sich Karl die wissenschaft=
lichen Unterlagen nach folgenden Gesichtspunkten erarbeiten: 1.Das staats
rechtliche Verhältnis Schlesiens Deutschland und die davon abhängende
Anwendbarkeit von Reichsgesetzen auf Schlesien un die Legitimation der
deutschen Reichsstände, sich für die Erhaltung der EeV. Religion 1n Schlesien
einzusetzen. Rechtsgrundlagen für dae Religionsübung der Schlesier.

Haben die Schlesier die Rechtsgrundlagen für diie Religionsübung aus

eigener Schuld eingebüßt oder sinıd S1e berechtigt, sich auf wohlerworbene
Ansprüche berufen? Hat ihren Beschwerden abgeholfen unı die
Gegner ZUT Einhaltung Vldel" Bestimsmungefi veranlaßt?!)
Kernpunkt des Eingreifens Karls A WAar die Verpflichtung Schwedens als
eines Garanten des Westf£älischen Friedens, dieses Reichsgesetz für die

Schlesier ZUT Geltung bringen. Seine Anwendbarkeit für Schlesien
wurde nämlich österreichischerseits späterhin bestritten. Die Bestrebungen
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der Maächte, die Lage des <Schlesiens erleichtern, waren nicht neu

Zauuletzt dr das. Eintreten Friedrichs Preußen für die Protestanten
der Unterpfalz, welches die Frage ZUI1IL Gegenstand größerer Erörterungen 1n
Deutschland machte, o.b nicht auch den bedrückten Schlesiern auıf erlaub  =  -
te Ärt geholfen werden könne, nachdem Preußen den E Fürsten 11 der
Pfalz mıiıt utem Beispiel voTangegaNnsgen G1 Bei diesen Erörterungen kri=
stallisierte sich 1U  } der Fragenkomplex heraus: Welches 1st das staatsrecht=
liche Verhältnis Schlesiens Deutschland? Legitimiert die deutschen
Fürsten, sich für die Erhaltung der Lehre 1n Schlesien einzusetzen und
ihren Bekennern eine freie Religionsübung verschaffen? Ihre Gegner
brachten folgendes dagegen VOT Daß Schlesien Böhmen yehöre;

da{fiß e1n Erbgut des Hauses Osterreich sel; daß den Reichs=
umlagen nicht beitrage; daflß den Reichstagen nicht teil  =

dernehme und deshalb Ne außerhalb des Geltungsbereichs
Reichsverfassung gelegene Landschaft sel, 1n deren Angelegenheiten sich
die Reichsstände nicht inzumischen hätten. Hierauf entgegneten die Van=.
gelischen, ldilß 1 8 Schlesien eın schönes und Aroßes, unstreit1ig innerhalb der
deutschen Reichsgrenzen gelegenes Land sel; da{fß selit den £rühesten
Zeiten die Schlesier die Oberhoheit ld\E T deutschen Kaiser anerkannt hätten;
Z |däß die Rechte der Schlesier durch verschiedene Gesetze garantıert
worden und daher die Reichsstände berechtigt und verpflichtet sei1en,
für ihre Glarubensgenqssen einzutreten.

Da der Punkt e1ns keiner Erörterung bedarf, sind die Punkte Zwe1 und drei
und innerhal dieser drei staatsrechtliche Beziehungen Z} behandeln: 1 Das
erhältnis Schlesiens Böhmen, >.das Verhältnis Böhmens ZU deutschen
Reich, das Verhältnis Schlesiens ZU Reich.?)

Das staatsrechtliche Verhältnis Böhmens und Schlesiens
zZU deutschen Reich

Der ersten Bindung der Böhmen das deutsche Reich begegnen WIT unter
Karl dem Großen, als 805 der Chagan der Avaren bei ihm erschien und
un Hilfe die Slaven bat. arl entsandte seinen GSo  S gleichen Na=
mMenNns, der die Tschechen ıuınterwarf und tributpflichtig machte. Seit dieser
eit heißt „König“” Kral ach König Karl, dem Sieger, und hier beginnt die
Geschichte der Beziehungen Böhmens ZIUN deutschen Reich. 5ie sind 1n der
Folgezeit ungleichmäßig, dadurch, 1dflß diie böhmischen Herzöge versuch=
ten. sich durch Festigung des Anschlusses Deutschland außere
oder innere Feinde schützen oder dafß, begünstigt durch starke böhmische
und schwache deutsche Herrscher, die Böhmen versuchten, das Aibhängig=
keitsverhältnis Deutschland lockern. Die schwachen Nachfolger Karls
behaupteten die Oberherrschaft der Böhmen mıit wechselndem Glück, Z
mal ihnen 8881 Großmährischen Reich eın mächtiger Gegner erstand, der 1LU:  3
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seinerseits Böhmen beanspruchte. Die ach dem Tode deis gewaltigen Mäh=
renfürsten Swatopluk einsetzenden Wirren veranlaßten die Böhmen ö05,
sich freiwillig unter die deutsche Herrschaft begeben. Nachdem durch
die inneren Schwierigkeiten 1177 Reich sich das Verhältnis Böhmen wieder
gelockert hatte, stellte Heinrich die Verbindung 1n dauerhafter Weise WIE®e:  =  —
dier her Die wichtigste der Prager Kirchen, St. Veit, wurde VO! Herzog Wenz=
ze] dem Heiligen ZUu Ehren des hl. Veit, des cächsischen Schutzpatrons, 1n der
Mitte der Prager Burg gegründet, WOZU Heinrich den Arm des Heiligen als
Reliquie stiftete. enzel erkannte die Abhängigkeit VO  3 Deutschland
und versprach dem König Treue, auch wurde die Tributzahlung V O]  - 700
Mark Silber un: E fetten Rindern wieder aufgenommen. Wenzel wollte
Böhmen 1n e1inNe christliche Monarchie umgestalten, WOZU der Mitwirkung
Von König und deutschen Bischöfen bedurfte. Deutsche Missionare knüpf:
ten das Verhältnis Böhmens PE HÖözese Regensburg immer fester.®) 1 Ja
der Nachfolger Wenzels, Boleslaw, die deutsche Oberherrschaft nicht mehr
anerkennen wollte, oriff (Otto der Große mıit Waffengewalt e1n I\\d ctelllte
die Oberherrschaft wieder erT, zumal der Herzog die Verbindung mıit
Deutschland uch Z.U1711 Schutz außere und innere Feinde benötigte.
Boleslaw unterstützte auch Otto 1mM amp SsCcgen die Ungarn, und der
Schlacht auf dem Lechfelde nahmen die Böhmen einen ruhmvollen Anteil.
In seinen Feldzügen brachte auch einen größeren Teil Schlesiens 17 S@1=
1LE  3 Besitz. Tat auch Se1Nn Nachfolger Boleslaw TE gemeinsam mit Heinrich
dem Zänker 1n Opposition ZUTIL Reich, unterwarf sich doch schließlich
Otto E und Ott+to 111 Der ohnmächtige Boleslaw 1I1 mußfte sich och IV

Deutschland anlehnen, sich: VOT dem Polenherzog BoleslawChrobri
reiten, der hm Schlesien wieder abnahm. Als der Pole Böhmen 1n Besitz
nahm, vertrieh ihn Heinrich i} und setzte Jaromir als böhmischen Herzog
eın. In dem LLU  3 folgenden langen PE«1VdEZ!U% Polen eistete Jaromir
dem König Heerfolge, „ der Seite der deutschen Markerafen, un diesen
yleichgestellt“ (Thietmar). Sein Nachfolger Udalrich ZUS den Schutz des RNei=
ches den polnischen Bemühungen 180 eın slavisches Bündnis VOT Unı auch

leistete Heinrich 1 Kampfe Polen wesentlichen Beistand. So VeT:

wuchs Böhmen durch militärische, politische und kirchliche Abhängigkeit
mehr und mehr mit dem deutschen Reichsverband, un als Heinrich 88
Starb, besaßen die Premysliden \di‘€ gleiche Stellung WI1E die übrigen Fürsten
des deutschen Reiches. Heinrich vollzog, Was arl der roße begonnen
hatte, und als der JCU' deutsche König gewählt wurde, hob auch Herzog
Udalrich Konrad I1 auf den deutschen Königsthron*). Dem Versuch Herzog
Bretislaws E} eın großes westslavisches Reich gründen, begegnete Hein:  S
rich I indem den Herzog ZW.aNg, ih: als Oberherrn anzuerkennen
und der Herrschaft ber Polen Bretislaw behielt 1Ur Schlesien
mit \d€l' Hauptstadt Breslau, überließ aber 1054 jährlichen Tribut

olen In <der Folge leistete dem König treue Vasallendienste
ngarn Unter den wenigen, di e Heinrich auch 1n seinen Unglückszeiten
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die Ireue bewahrten, befindet sich der kühne Herzog Wratislaw LE der
Deutschland und Italien vorderster Gt+elle mit Se1INen Kriegern dem König
1n seinen vielen Feldzügen beistand, Un Böhmen Wareln unter den ersten,
die 1087 Kom erstüurmten. Als höchste Anerkennung erlieh ihm Heinrich
den allerdings L11UrTr persönlichen Königstite] Von Böhmen und auch VO  a

Polen, die beide mit Zustimmung der deutschen Fürsten e1n böhmisches
Königreich bilden sollten. 1086 überreichte Heinrich ihm autf einer Synode

Mainz selbst |di e Königskrone, und 1n Prag wurde Wratislaw Von Er7z=
ischof Egilbert Irier feierlich gekrönt. Er a1i, W1€e e1n Mönch |d€S Kılo=
Sters Pegau schreibt „ein treuer Mitarbeiter Reich, bewährt als treuer
Freund Heinrichs 1n vielen Nöten”®), Heinrich cetzte Swatopluk,
Fürsten VO  } Olmütz, als Herzog eın  , und entschied atıch ım Thronstreit
zwischen BOT1IWO] I1 und Wladislaw Waährend der erste als Gefangener
auf die Reichsfeste Hammerstein Rhein geführt wurde, wurde der
letzte als Herzog anerkannt mıit der Verpflichtung, Waffenhilfe ZU RSÖ=
INCTZUS leisten. Sobeslaw hätte en die Verbindung CTE Reich
welöst, verglich sich aber schließlich mıit Lothar, der ihn mit der
Herzogsfahne belehnte, und leistete ihm Kriegsdienste SgCRCN die
Staufer.®) Wladislaw I1 ieß sich VO  3 Konrad 111 mı1t Böhmen belehnen
und nahm des aisers Stiefschwester Gertrud Ur Frau. Er War 1ne Haupt  a  S
stütze der Reichspolitik Barbarossas und erhielt DE das Versprechen,

Zug Mailand teilzunehmen, 1158 die Königskrone für sich und
se1ine Nachfolger. Gleichzeitig wurde ı hım der ce1it hundert Jahren VO  >
Polen empfangene Tribut bestätigt. In Italien zeichnete sich mıit sSeiINnen
Mannen durch große Tapferkeit ausS, und ebenso WI1e Brescia ersuchte auch
das belagerte Mailand den Böhmen u Vermittlung bei Friedrich. Er und
der ihn begleitende Prager Bischof Daniel rugen auch ZUU Friedensschluß
be:  ‚B un: der Prager Kaplan inzenz verfaßte den den Mailändern über=
reichten Friedensbrief. Sopäter kam Unstimmigkeiten zwischen den
Herrschern, da das Prager Domkapite] WI1e auch des Herzogs Sohn Adal=
bert Anhänger des kaiserlichen Erzfeindes Alexander I1I1 d daß
Wladislaw die Kegierung Gunsten SEe1INESs Sohnes niederlegte.
Barbarossa jedoch erklärte die Wahl Friedrichs für ungültig, schaffte den
böhmischen Königstitel wieder ab und belehnte Sobeslaw 11 mit Böhmen.
ach dem Zusammenbruch 1n Italien aber wurde 11 Frieden VO  } Venedigauch \di8 böhmische Herrscherfrage geregelt, indem Sobeslaw \d€’5 Thrones
enthoben un Friedrich wieder eingesetzt wurde. 1187 verlieh Barbarossa
dem Prager Bistum die Reichsunmittelbarkeit.?)
Unter Friedrich begann sich auch die Loslösung Schlesiens und seine
Eingliederung 111s Reich völkerrechtlich vollziehen, als sich 11673 der
Kaiser für die SSöhne Wladislaws, des Bruders VO  3 Polenkönig Boleslaus
einsetzte, ihnen ihrem Patrimonium verhelfen. Der Kaiser wandte
sich die Stände des dem Reich zinspflichtigen Polens mit dem Erfolg, daß

eın Vergleich getroffen und Schlesien unter die Söhne aufgeteilt wurde,
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deren Nachfolger bis ihrem Aussterben 1 1675 in den schlesi=
schen Fürstentümern reglerten. Als Zeichen der Anerkennung der kaiser=
lichen Oberhoheit kam © ur Zahlung e1nNes Tributs. Dadurch, dafß Frie<drich
dem Herzog Wladislaw IL VO  3 Böhmen den Tribut AaUlıs olen und Schlesien
schenkte, wurde 1d€11 böhmischen Herrschern die Gelegenheit erleichtert,
die schlesischen Fürsten sich ziehen und deren Gebiete mit Böhmen

verbinden, Unı 1ın der Folgezeit begab sich einer ach dem andern unter
böhmischen Schutz Segen Polen, und \d’i€ böhmischen Könige sicherten sich
mit kaiserlicher Zustimmung £ür den Fall vd€5 Aussterbens die Nachfolge.®)
Auf den Einwand, daß mıit dem schlesischen Tribut die Kaiser auch ihr
Rech+ Schlesien die Herrscher VO  3 Böhmen vergeben hätten, 15t 7{1
erwidern, obwohl Friedrich Herzog Wladislaw und seinen Nach=
folgern den schlesischen Tribut schenkte, damit icht aulf SEINe un des
Reiches Oberhoheit über Schlesien verzichtet hat Wenn auch die böhmi=
schen Herrscher mittels dieses Tributs die schlesischen Fürstentümer umnso
leichter mıit Böhmen vereinigen konnten, hätte dies doch kraft des Vor=
behalts kaiserlicher Oberhoheit über Schlesien ohne kaiserliche /Zustim=
mMunNng nicht geschehen können, WI1e Kaiser Rudolf£s Bestätigungsurkunde
für den Erbvertrag zwischen Premysl Ottokar 18 VO  . Böhmen und Herzog
Heinrich VO  3 Breslau beweist. [)Darin heißt ausdrücklich: Uns
unid dem Kaisertum unter Lehen gehörig 1/9) Hatte schon Barbarossa
Böhmen 1n strenger Unterordnung unter das Reich gehalten, verfolgte
Heinrich VI einen noch strengeren Kurs und versuchte, jede territoriale
Selbständigkeit 1n sSeINen Landen unterdrücken. Rücksicht darauf,
da{s der böhmische del den Bruder Sobeslaws, Wenzel, ZU Herzog wählte,
übertrug das AÄAmt Premysli Ottokar I den Sohn Wladislaws, SETzZie
ihn aber ab, als dieser sich mıit reichsfeindlichen Persönlichkeiten einlief.
ach dem Tode SEeINES Nachfolgers und Heinrichs übernahm endgültig
die Regierung. Die staatsrechtlichen Verhältnisse hatten sich bis dieser
eit klar entwickelt. Die böhmischen Herzöge WaTen Vasallen des deut=
schen Kaisers, und Böhmen <alt als Reichslehen, ber dessen Besetzung die
Kaiser frei verfügten. Das Recht der Bestätigung SeINer Wahl wurde VO'  3
keinem der böhmischen Herrscher geleugnet. Die Bestätigung erfolgte
durch feierliche Belehnung kaiserlichen Hofe, wobei die Herzöge dem
Kaiser huldigten den Treueid leisteten. Der Eintritt den Reichs=
fürstenstand scheint TST durch di e Verleihung des Reichsmundschenken=
amts erfolgt sein, unı als erster böhmischer Reichsmundschenk gilt
Wladislaw Premys] Ottokar n eın Meister der Diplomatie, benutzte
die eutsche Zerrissenheit, Böhmen einer selbständigen Macht
erheben, unı trat jeweils auff die Seite dessen, der ihm die größten Vor=
teile bot Unter Philipp Schwaben erlangte 1198 die erbliche Königs=
würde. Sie wurde, nachdem er Otto übergegangen War, VO  . Papst
Innozenz II bestätigt. Als sich dann auf die Seite Friedrichss IL schlug,
verlieh iıhm der König den großen Freiheitsbrief, der die Söhmische ’Könivgs=
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würde bestätigte und das Recht der Investitur des Landesbischofs verlieh!!).
Bis auf remys Ottokars eıit äld+t sich auch das Kurrecht der böhmischen
Könige verfolgen.

War 1n den Zeiten der deutschen Gegenkönige auch eın Leichtes, 1ne
vermehrte Macht und Selbständigkeit VO  - Deutschland erlangen,
dachte der tatkräftige und begabte Premysi Ottokar H s die Er=
richtung e1ines böhmisch=österreichischen Grofßstaates. Er verleibte Oster-=
reich und Steiermark seinem Lande eın und 1eß sich 1262 Richard
V. Cornwallis damit belehnen. 1269 ergrä. VO  3 Kärnten Besitz. Die
Lage änderte sich, als Rudolf Habsburg gegecCnN die böhmische Stimme
ZU deutschen König gewählt wurde, und 1n dem sich entwickelnden
Machtkampf siegte Rudolf£. Aufbauend auf dem, W ds se1ine beiden Vor=
fahren nicht zuletzt mit Hilfe der Kirche auf Kosten Deutschlands f  1

mengetragen hatten, WarTr der Premyslide nicht gewillt, dem kraftvollen
Habsburger weichen, der \di€ Reichseinheit unbedingt wiederherstellen
wollte, wobei Rudolf alle Reichsgüter für das Reich beanspruchte, die die=
€l VOT der Exkommunikation Friedrichs 11 -geho rt hatten. Der der Reich  G=  G=
S Verfallene mufßfßte 1n dem darauffolgenden Kampfe auf allen Gebiets=
zuwachs verzichten, wofür mit Böhmen UTW Mähren belehnt wurde.
Der Friede zwischen We1l ehrgeizigen Männern konnte ber nicht VO'  >

Dauer se1n, und die Schlacht bei Dürnkrut 1275 1 der auch Schlesier auf
Ottokars Seite kämpften, entschied endgültig GGunsten der Erneuerung
des Reiches.12)

Premysl Ottokar II schloß auch mit Herzog Heinrich Breslau einen Erb=
vertrag, der ihm oder seinen Erben den Besitz des Herzogtums verschaffen
sollte, und dien auich Rudolf als Lehnsherr vVon Breslau bestätigt hatte
Nachdem 1U der Erbfall eingetreten VWAaÄIT, sollte Schlesien Ottokars
Sohn enzel I1 fallen, der Rudolfs Schwiegersohn Wa  - In diem darauf
bezüglichen plom Rudolfs 12090 heißt .[Dass Wir die Ord=
LUg WIl1e mıit dem Breslau«s- oder Schlesischen Fürstentum, Uns
und dem Kaisertum unter Lehen gehor1g 7 künftig gehalten werden sollte,
besiegelt sehen: Wenn Unser Herrgott den durchl. einrich, Herzog 1n
Schlesien, Todes halber abfordern würde, daß d‘e T durchl. Ottokar, König
1n Böhmen, oder sSe1Ne Erben r  dlr€ d}  Z Landschaft Schlesien erblich
einnehmen und besitzen möchte. Dieweil denn dieses Recht auf diesmal
König Wenzeslaus, Unserm allerliebsten Sohn angefallen, tun Wir
solches hiermit kraft Nnseres Römischen Königreiches bestätigt übergeben.“
enzel gelangte jedoch nicht 1n den Besitz \d85 Herzogtums, das damals
VO'  Z der ave bis Krakau reichte, weil ihm der VO  3 Heinrich ZIU
Erben eingesetzte Heinrich Glogau zuvorkam, und enzel mußte sich
muit Glatz zufriedengeben. uch huldigten ihm die Herzöge VO  3 Teschen.
Oppeln (1291) unı Ratibor 1292) 18)
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Mit der Ermordung Wenzels IIl 1306 erlosch das alte Geschlecht der Y”re=

mysliden, das Böhmen die einzige einheimische Dynastıe geliefert hatte
und Albrecht belehnte seinen Sohn Rudolf mit dem erledigten Reichs=
lehen Gegen Heinrich Kaärnten, der sich für seine Gemahlin das König=
reich als Erbe ane1ignete, leiteten Heinrich NT und das Reich Frank-=-
furt Verfahren ein, und dem Reichsspruch heißt S daß Hein=
rich Kärnten, der sich das Königreich Böhmen dem HI Röm Kaiserreich
zuwider selbst mutwilligerweise zugeeignet unı noch besitzt, durch diese
Lat all se1ın Recht diesem Königreiche sSamıt sSe1Nnes Gemahls Erbanfall
verloren hat LDenn e ist unbillig, derjenige, welcher sich gegell die
kaiserlichen Rechte auflehnt, eın König, noch der, welcher das Lehen V OI

Kaiser nicht empfangen, Fürst genannt werden co11.“ Daher sollte der
Kaiser ihm Böhmen und Kärnten nehmen und S1e anderweit verleihen.**)
Jetzt erbaten die ‚öhmischen Stände VOIN Kaiser seinen Sohn Johann ZU

Könige, der 1310 MT dem 1Dom Speyer mit Böhmen belehnt wurde.
Unter diesem tatenlustigen Herrscher 1s+t das wichtigste Ereignis der Er=
werb Schlesiens Als die Premysliden ausstarben. endete nıch die böhmi=
che Lehnshoheit über Oberschlesien. Nun befanden sich die schlesischen
Piasten 1m ständigen Kreuzfeuer der rivalisierenden Polen= und Böhmen=
herrscher, und da Ss1e se1it langer eit der deutschen Kaultur: und (eistes=
welt zugewandt Waren), beschlossen s1e, sich ınter die Oberherrschaft
Böhmens stellen, dessen mächtiges, deutsches Königshaus ihnen ihre
Unabhängigkeit VO  — Polen gyewährleistete. Zwischen LLL und 13209 hul=
digten Johann die Herzöge Wladislaw Cosel-Beuthen, Lesko Ratibor,
Kasimir Teschen, Johann Auschwitz, Boleslaw V, Falkenberg, Boles=
law Oppeln un.d Heinrich NT Breslau. Als dieser VO  < anderen schle=
sischen Fürsten bedrängt wurde, 24 Johann uch 1ese, SE1INE ber=
hoheit anzuerkennen, und huldigten öhm Johann Steinau, Boleslaw I11

Liegnitz=Brieg, Heinrich Sagan, Konrad Oels, Premek
Glogau und Heinrich Jauer. Die Kaiser blieben aber nach W1e VOrTr die
Oberherren 1555 verzichtete Johann auf all seine polnischen Ansprüche,
Wogegen Kasimir Polen 1m Vertrag Trentschin die böhmische Lehns
herrschaft über Schlesien anerkannte. Zur selben ‚e1it empfing die Hızl=
digung Boleks I1 Münsterberg.*!°)
Sein Nachfolger Kaiser Karl erwarb das einz1ige ‚och nicht Böhmen
gehörende schlesische Herzogtum, Schweidnitz, indem die Erbtochter
Anna Schweidnitz heiratete. 1355 verleibte unter Zustimmung der
Kurfürsten die schlesischen Fürstentüumer der böhmischen Krone feierlich
eın durch eine darüber ausgefertigte Goldne Bulle (Aurea Bulla Incorpo=
rationis Carolo IV.) „Wiewohl ‚... Friedrich, Röm. Kaiser, dem durchl
Wladislaw, Herzog 17 Böhmen, und seinen en den Zins aus dem Landıe
Polen, den sSeINe Vorfahren lange eit aus Polen haben gepflegt,
den auch die Herzöge Polen und Schlesien dem Köm Reich
reichen schuldig ZeWESEN, ‚. Mildiglich geben geruht, haben doch
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mehr Hilfe und besserer Sicherung mıit der eıt besagte Herzöge für
sich selbst und ihre Nachkommen .. König Johann Böhmen, und
der Krone des Königreichs Böhmen die gebührende Lehnspflicht SOWI1Ee
Eide, schuldigen Gehorsam, Getreu= und Untertänigkeit geleistet

S0 haben Wir aus Köm Königl Macht das Herzogtum Breslau mi1t
der Stadt daselbst als Unser und der Krone Böhmen rechtes Eigentum
und zufügen, einverleiben, eingliedern, zuschreiben, zueignen und Ver:

einigen ungeteilt und unzertrennlich demselben Königreich un
desselben seliger Krone 1n Ewigkeit.“16) Kar] ordnete weıter
d daß die Herzöge N Schlesien und 1.  .  hre Nachfolger, oft sich
auf der einen oder andern 5eite eın Sterbefall ereigne, seinen
Nachfolgern und der Krone Böhmen den Lehns= und Treueid schwören
ollten Gleichzeitig annullierte Aa UsS kaiserlicher Machtvollkommenheit
alle eriwa entgegenstehenden Gesetzesbestimmungen und etwaligen Män=
gel, die den voTangegaNgeENeN Privilegien und Verträgen anhaften ONN:  =
ten. Die schlesischen Fürsten behielten Regierung Verwaltung ihrer
Länder bei, und erst ach dem Aussterben der Geschlechter wurden 61€
vVon Böhmen ausgeübt. arl stellt 1n dieser Urkunde das Weiterbestehen
der Autorität VO  3 Kaiser Reich über Schlesien klar heraus un be=
gründet 61€e auf den kaiserlicherseits geschenkten Tribut, die VOon den
Kaisern zugelassene und bestätigte Erbfolge un auf die Vollkommen=
heit der kaiserlichen Gewalt Um diese jedoch noch mehr bekräftigen,
ließ S1e durch den Erzkanzler des Reichs, Kurfürst Gerlach Mainz
1355 Nürnberg bestätigen. Durch die Einverleibung Schlesiens 1n
Böhmen äanderte sich nichts der Oberhoheit VO  3 Kaiser und Reich über
ieses Lanı  O Weder i1st \d8‘1‘ Bulle etwas darüber erwähnt, noch WIU:
den ldi€ Reichsstände zugestimmt haben, Wenn Schlesien ZU Schaden des
Reiches Von ihmn worden ware. uch hätte der Erzkanzler der
Begründung SeiINer Bestätigung nicht haben agen können: aus

rechtmäßigen, des HI OIn Reiches Zustand und Vermehrung angehen=
den Ursachen . Der Kaiser hat ferner diese Einverleibung gefestigt
durch die Androhung einer Geldbuße, zahlbar Je ZUT Hälfte das Reich

Böhmen, WOTAaUıs sich ebenfalls ergibt, IC].EAS Reich weiterhin
eın Mitspracherecht hatte. Da auıch Böhmen selbst eın Reichsglied WAar,

wurde das Land durch die: Einverleibung auf mehrfache mi1t Deutsch=
land och fester verbunden. Was aber die Reichsgliedschaft Böhmens be=
trifft, hatte sich der ZU König Gewählte ZUum. Kaiser verfügenun VO:  5 ihm \d118 Regalien empfangen, und his hinauf Ferdinand I1
(1617) sSind die böhmischen Könige VO aiser mit den Regalien belehn+t
womé.en.")
Mit Kaiser Sigismund erlosch der Mannesstamm der Luxemburger. Es trat
der Erbvertrag VO  } 1364 zwischen den Luxemburgern und Habsburgern bal
Kraft, un: Albrecht II bestieg den Thron. Da aber die Böhmen einem
poh1\rischen Fürsten ne1gten, mufß(te der König sich gegen Polen und Böh=
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I1ieN verteidigen. Er eilte auch den Schlesiern die Polen Hilfe und
nahm Winter 1438/39 1n Breslau seinen Aufenthalt er dem Utra

qgU1SMUS ergebene Georg V, Podiebrad mußte Waffengewalt anwenden,
HeVOTr ihm die Schlesier huldigten, die VO  S Kapistrano beeinflußten Bres:  =
lauer TST 1460 Seine Belehnung durch Friedrich ‚BER erfolgte 1459, die
des Jagellonenfürsten Wladislaw LA ach dem Tode Kaiser Maximi=
lianıs gestand das Kurfürstenkollegium ZU, daß Stelle des EeTSst fünf
ahre alten Königs Ludiwig die böhmischen Stände ZUI deutschen Königs  =  =
wah ınen Abgesandten schickten, der seine Stimme Erzherzog arl gab
Ferdinand I der auf den 1526 gefallenen Jagellonen Ludwig folgte un
damit endgültig die Habsburger die böhmische KRegierung brachte,
wurde VO]  5 seinem Bruder Kaiser Karl belehnt. Im Landtagsschluß
VO  3 1545 erkannten die Böhmen die Erblichkeit des böhmischen Thrones
1 Hause Habsburg d. indem 61e Ferdinand zustimmten, daß nicht
ZU »Köni\ge S gewählt",_ sondern „aufgenommen“” worden gei.!®)

Ebenso WI1e schon lange Böhmen 1 Verhältnis ZUIL Reich, all=
mählich auch Schlesien und ld‚18 Lausitzen bestrebt, die staatsrechtlichen
Beziehungen Böhmen Richtung einer eıgenen Autonomie lockern.
Grund Unzufriedenheit besaßen S1e deshalb, weil die Böhmen den
einverleibten Ländern keine Gleichberechtigung gewährten, ihnen M

bei der Königswahl kein Mitwirkungsrecht zustanden und viele wichtigen
Amter, die alle Kronländer betrafen, IUUT mut Böhmen besetzten. Unter
Matthias platzten schließlich. 1616 die Gegensätze zwischen den böhmisch=
mährischen und schlesisch=lausitzischen. Abgeordneten aufeinander, wobei
die Schlesier darauf hinwiesen, Schlesien eın böhmisches, sondern
e1n deutsches Reichslehen Sel, und schließlich erklärten, „sıie wollten sich
VIO:  } den Herren Böhmen ferner nicht regleren lassen.“ Die Zugeständnisse,
die Matthias machte, wurden jedoch bald durch d:  Dl  L Verfassungsänderung
Ferdinands I1 vegenstandslos, Seine „Verneuerte Landesordnung“ VO  >

1627 die ber 20  O J ültig beseitigte mit der Wladislawischen
Landesordnung V O]  3 1500 \d18 Macht VO  . Ständen und Landtag (Gunsten
der Krone, machte die Geistlichkeit ZUI ersten Stande, beseitigte aller=
dings auch di\€ Benachteiligung der deutschen Sprache und Nationalität.*?)
Mit der Umwandlung der böhmischen Adelsherrschaft 1n eine absolute
katholische Monarchie, verbunden mit der Personalunion VO  z böhmischem
Königtum und deutschem Kaisertum, ist unter den Habsburgern der End=
punkt der gemeinsamen staatsrechtlichen Entwicklung Böhmens und
Schlesiens erreicht.
Schlesien War also immer eın Reichsglied und blieb ungeachtet der. Ein  s  =
verleibung 1n Böhmen mit dem Reich weiterhin fest verbunden Hiergegen
geschah der Einwand, vdflß, wWenn auch chlesien Z Reich gehöre, doch
ILUTr aıls e1in Mediatstand betrachtet werden könne, Un« Wie hinsichtlich
anderer reichsmittelbarer, unter Reichsfürstentümern stehender Gebiete,
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se1 auch hinsichtlich Schlesiens £1N Reichsstand berechtigt, sich 1n die
Angelegenheiten Schlesiens einzumischen, weil jeder Reichsstand Herr
sSeEINnem eıgenen Lande 61 und ach eigenem Gutdünken darin schalten und
walten önne. Nun 1st wohl richtig, dafß kein Reichsstand 1ın dem Land
eines Mitstandes etwas en hat och besagt dies nicht, eın
Reichsstand auf seinem Gebiet alles tun und lassen könne, vielmehr 15t

die allgemeinen Reichsgesetze gebunden un! hat sich die für das
gesamte Reichsgebiet geltenden Normen halten, die dazı geschaffen
Sind, das Reich 17 seINer Harmonie, Ordnung und inneren Sicherheit
enhalten, und die ld\i‘€ Stände untereinander Un gegenüber ihren Unter=
tanen verpflichten. Dazu gehört insbesondere das durch zahlreiche Ver=
trage und Friedensschlüsse gewährleistete Recht der TEeIeN Religions:  -
übung, das icht allein für die Reichsstände güilt, sondern auch für deren
Untertanen. Werden die Untertanen VO  3 einem Herrn anderer Reli=
gionszugehörigkeit 1n ihrer Religionsfreiheit bedrückt, sSind. die Reichs=
stände gleicher Religion rechtigt, sich Gunsten der Bedrückten
verwenden auf die Einhaltung bestehender Gesetze dringen, be=
sonders dann, wWenn e die Garanten bestehender Verträge sind. Es be:
stehen wichtige Gründe dafür, daß die evangelischen Reichsstände die
Schlesier 1n Religionssachen VOT dem Kaiser vertreten: Schlesien nahm
VO'  5 Anfang M der Reformation teil, und als das Augsburgische Be=
kenntnis aiser Karl überreicht wurde, WäarTr auch von Herzog Georg

Jägerndorf unterzeichnet worden. Schlesien ar 1n alle Unruhen V OT:

wickelt, die US Gründen der Religion 1 Reich entstanden, wurde aber
auch in alle deshalb beschlossenen Reichsverträge muit einbezogen. WaTenN
die Reichsstände die Beilegung der schlesischen Religionsunruhen und
L den Schutz der evangelischen Religion Schlesien bemüht, wWI1e
Kursachsen, das ZuUu Majestätsbrief beitrug und ih: durch den Kursäch=
sischen Akkord EeINEeUeEeTN Iiefs Schlesien 1st 1n den Westf£fälischen Frieden
ausdrücklich mıi1t einbezogen. In den Wahlkapitulationen verpflichteten
sich die Kaiser, die drei 17 Reich anerkannten und durch den Westfälischen
Frieden bestätigten Bekenntnisse schützen, und Kaiser Leopold be=
annte selbst den fürstlichen Abgeordneten 1n Liegnitz: Obwohl hre
Majestät durch die letzte ‚Wahlkapitulation VO] 1658 den Frie=
densvertrag durchaus bestätigt haben und den Herren Herzögen eine
weıitere Versicherung gegeben werden kann, als bereits darin enthalten
1St Die protestantischen Fhürsten und Stände des Reiches haben
sich usdrücklich vorbehalten, auf Reichstagen und bei sonstigen Gelegen=
heiten beim Kaiser vermehrte Religionsfreiheit der Schlesier e1INZU=
kommen, ‚WOZU sS1e sich ihnen gegenüber verpflichtet hatten. 7 u den
Punkten, die auf dem Reichstag VO  “ 1654 ZUT Behandlung stehen sollten,
gehören auch die schlesischen Religionsbeschwerden, wobei der Kaiser
selbst zwischen den Schlesiern und seinen anderen Erbuntertanen und
Vasallen unterschied. Auf diesem Reichstag wurden die schlesischen
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Religionsangelegenheiten von den evangelischen Reichsständen dem Kıai=
5er sechs verschiedenen Denkschriften unterbreitet, auch wurde spater
auf den Kreistagen, wıe —  17 Niedersächsischen Kreis 1662 über die
Erhaltung der Religion Schlesien beraten. 10685 ermahnte der Kur=
fürst Friedrich Wilhelm Brandenburg die evangelischen Mitstände, ach
dem spie: ihrer Vortfahren zusammenzutreten und das, d5 VOINl diesen
mıit viel Blut teuer erworben, nicht verrtia..  en lassen. In einem
Interzessionsschreiben für die Schlesier VO >6 Juli 1699 die auf dem
Regensburger Reichstag versammelten evangelischen Stände bat der Kur=
fürst vVon Sachsen dringend, sich doch der Sache der Schlesier mit mehr
Eifer als bisher anzunehmen. Sämtliche Verwendungen der Reichsstände
zingen arauf dUuS sich für die Erhaltung der evangelischen Lehre eINZU=
setzen, weil s1e sich azu verpflichtet hatten und das Wohl des Reiches

erforderte.*®)
IT Die reformatorische Entwicklung ın Böhmen und ihr gemeınsames

Schicksal mıiıt der schlesischen Reformationsbewegung
Dafß sich die schlesische Reformation £rüh und ungesto: entwickeln
konnte, verdankt das Land nichtt allein der protestantischen Nachbarschaft
1m Westen und Norden, sondern ZUII1 erheblichen Teil auch der Abschir=
IMUN' durch das se1t Huss den reformatorischen Bestrebungen zugetanen
Böhmens, das bei der Verfolgung seiner religiösen Absichten fast ständig
mıiıt dem Landesherrn kämpfen hatte, das aber bis Zusammen=-
bruch der Reformation ach der Schlacht auft dem Weißen Berg VO] den
kirchlichen revolutionären Ideen erfaßt WadT, daß sich 1 Schatten des
böhmischen Reformertums die schlesische Reformation frei entfalten konn=
te und 17 etzten Abschnitt der Entwicklung 1n Böhmen mıit dieser SUORar
gemeinsam verläuft. Die schlesische Entwicklung 1st ohne die böhmische
nicht denkbar, und die Reflexe aus Böhmen sSind och viele ahrzehnte
spater bemerkbar, als V O]  3 einem böhmischen Protestantismus als Faktor
der Politik längst nicht mehr gesprochen werden kann, nämlich 11 (3e=
setzgebungswerk ZUN Schutze der protestantischen Religion, ‚ı das sich
der schlesische Protestantismus his Karl XII klammert Es erscheint
daher tunlich, die böhmische Reformation 1ın ihren wichtigsten Vorgängen
und Merkmalen kennzeichnen, die Abhängigkeit der schlesischen
VO' ihr und die Reflexwirkung des böhmischen auf den schlesischen Pro=
testantısmus UMNNSo besser verstehen können. Die gemeinsame Betrach=
LUung der Reformation beide T Länder 1st aber auch deshalb ehrreich,
weil S1e zeigt, WI1e durch die Reformation Böhmen, nachdem durch die
Bekämpfung der Utraquisten durch das Reich ihm entfremdet worden
WAaT, durch die Reformation mit Schlesien un: dem gesamten Reich wieder
zusammenwuchs.

Ausgehend VO'  3 Wiclif, entfaltete sich die Lehre von Huss bald einer
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mächtigen religiösen Bewegung, deren religiöser Kernpunkt der Empfang
des Abendmahls unter beiderlei Gestalt CL uch fünf Kreuzzüge, für
deren ersten die päpstliche Bulle auf dem Breslauer Reichstage März
1420 feierlich verkündet worden WAÄT, konnten die Entwicklung nicht autf=
halten Marksteine der kirchlichen Entwicklung sind die Prager Artikel
V'O!  5 1420, ferner die Prager Kompaktaten VO  3 14736, 1iNne durch das Ba=
seler OoNnZzZ1 vorgenNOMMENE Änderung der Prager Artikel, die den Böhmen
die Freiheit des Glaubens verbürgen sollte Während der Herrschaft des
Utraquisten Georg Podiebrad 1St Schlesien noch strenggläubig un dient
als Ausgangspunkt FÜr die Bekämpfung des KÖönigs durch die Päpste
Pius 88 und Pau/l Aufgestachelt durch einen päpstlichen Legaten,
hoben sich die schlesischen un lausitzer Stände Böhmen, doch
wurden die Breslauer 1467 VOon Georgs Sohn Viktorin bei Frankenstein
veschlagen. In dem Madße, wIi1ie der Utraquismus durch Demoralisation ZeT:

fiel, kam die „Brüderunität“ AaUF, die ohl Lehre und Zeremoniell TLUT

wenig V OIM ersten abwich, jedoch alle Gewaltmittel ZUT Ausbreitung der
Lehre verwarf.“?)
Die deutsche Reformation entfachte 1n Böhmen 1ne gewaltige Bewegung,
beschleunigte den Niedergang des Utraquismus und führte dafür 1ın Böh=
IMe  } die evangelische Lehre ein, der viele Katholiken übergingen. Unter
Ludwig spaltete sich der Utraqguismus 1n 1ne lutheranisierende und katho=
lisierende ichtung. Als erster evangelischer Geistlicher Zilt der utraqui=
stische Pfarrer 1n Deutschbrod, Johann, der 1518 daran 21ng, die Zeremo=
nıen e1mM. Gottesdienst abzuschaffen. Als zweıter verkündete der Pfarrer
der Prager Teinkirche Poduska die Lehre Luthers, und bald klagte das
utragistische Konsistorium bei Ludwig, daß der Adel lutherische Prediger
beherberge. Nachdem Thomas Münzer \d1 e unteren böhmischen Volks=
schichten beeinflußt hatte, wandte sich Luther 1322 mit seiner Schrift „An
die böhmischen Landstände“ das böhmische Volk, VOor dem Fana=s
UsSmus bewahren. Die protestantischen Erfolge bewogen die inzwischen
ZUT stärksten religiösen Partei vyewordene Unität, für Markgraf Georz
V. Brandenburg, Herzog Jägerndorf, den Erzieher König Ludwigs, 1ne
Ampologie ihrer Lehre verfassen und L392 drucken 1assen. Luther selbst
besorgte die Drucklegung der zweıten, fehlerfreien deutschen Übersetzung
1n Wittenberg und schriebh dazu eEINe Vorrede. König Ferdinand hingegen,
der gemäfs der beschworenen Wahlkapitulation den Utraquismus duldete,
zeigte sich dem Luthertum ebenso Wlie der Unität abgeneigt, duldete die
Einführung des Protestantismus 1n Prag un anderen königlichen GStädten
nicht und begünstigte dem wec! die katholisierenden Utraquisten,
erreichte aber sSe1n Ziel nicht, das Aufkommen des Protestantismus unter
den Landständen und die Protestantisierung des Utraquismus verhin=
dern Als 1m Schmalkaldischen Kriege Ferdinand Z.UI1 Vollzug der Reichs=
acht Johann Friedrich Sachsen z den Böhmen Waffenhilfe VeOeTl:

langte, lehnten 61e ab, gegCHN die sächsischen Glaubensgenossen, =  ZWI1
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schen deren Fürstenhaus und Böhmen übrigens eINe Erbeirfigwung bestand,
Felde ziehen. Zu einer wirksamen Hilfe kam jedenfalls nicht. In

der Folgezeit geschah dem böhmischen Katholizismus weiterhin Ab=
bruch, ebenso dem Utraquismus, der sich 1n Richtung des Luthertums
bildete, während sich die Unität vermehrter Blüte entfaltete) eINe Ent=
wicklung, die bis Ferdinand I1 anhielt. Wittenberg wurde Wall=
fahrtsort der böhmischen Studenten. Ungeachtet dessen fuhr Ferdinand
fort, die böhmischen Brüder und Lutheraner auf die verschiedenste Art

bekämpfen, auch nachdem der Augsburger Religionsfriede den Protes=
en TEe1E Religionsübung verschafft hatte, begünstigte dem Zweck
die Ausbreitung des Jesuitenordens, dessen Tätigkeit hbei der spateren
Rekatholisierung des Landes sich als höchst wirksam erweısen sollte, und
bemühte sich beim Konzil Irient das Zugeständnis des Laienkelchs
für Böhmen und einige Nachbarländer, dem 1564 und viel spat en tspro=
chen wurde. Seine Bemühungen, durch Zugeständnisse des Konzils

das Wasserund eine Reform der Kirche dem Protestantismus
abzugraben, blieben vergeblich. Der Augsburger Religionsfriede WarTr

sSe1n Verdienst, der Geistliche Vorbehalt aber der Schlüssel, der ständig
das 1lor ZUT konfessionellen Zwietracht öffnete*®). * 9:-:5 bezog Peter C_ anıi:  =
SIUS das ihm VO König ZUT Verfügung gestellte Dominikanerkloster 1n
der Prager Altstadt Der Gegendruck, den die Jesuiten erzeugten, hatte ZUT

Folge, daß der Utraquismus innerhal' der nächsten Jahre 1m Luthertum
aufging, seine Un der Unität grÖßte eıit kam mi1t dem Kegierungsan=
trıtt Maximilians LE, der 1549 ZU König Böhmen gewählt wurde.

Seine beiden Lehrer, der erste eın  B Schüler Luthers und Melanchthons, un:'
Se1n Hofprediger entschiedene Protestanten, un uch den Unterricht
SEINeTr Kinder einem Lutheraner Er korrespondierte mıit
Melanchthon und Herzog Christoph Württemberg, SEINE retformato=
rischen Kenntnisse erweıitern, und besonders ih: dürfte der Briet
Ferdinands SE1INE beiden Söhne gerichtet sein, der katholischen Kirche
die Ireue halten und das Haus Habsburg nicht m1t der Ketzerei be=
flecken. Seine protestantische Einsicht bezeugte 1n einem Briefe VO'  3

1558 Herzog Christoph, WOr1ın E sich dringend für e1InNne Einigung der
verschiedenen protestantischen Lehrmeinungen einsetzte, da INa  S andern=
falls die Sache des Gegners begünstige. Die Erwartungen der Nichtkatho=
liken, werde als König hren Gunsten eingreifen, mulßfste aller=
dings enttäuschen**). 24. November 1562 wurde ZKaiser gewählt.
Sein hervorstechender Zug WAar der Toleranz der Katholiken, die damals
och rd e1n Drittel der Bevölkerung ausmachten, und der Lutheraner, wähs=s
rend die Brüder W schätzte. Diese benutzten die Kaiserwahl,
Maximilian für S1e gunstiger stimmen, und erarbeiteten dem Zweck
1564 eine Konfession, die dem Augsburger Bekenntnis angeglichen werden
sollte Besonders tat sich dabei der aus dem breslauer Bürgerstande stam:
mende Dr Johannes Crato VO Crafftheim . hervor, Schützling des breslauer
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Reformators Johann Heß, der 17 Wittén!berg studiert, 1n Luthers Haus
zewohnt und mit ihm verkehrt hatte, wobei dessen „Tischreden“ auıf=
schriebh. ach stadtärztlicher Tätigkeit Augsburg und Breslau wurde
1560 Leibarzt bei Kaiser Ferdinand und ach dessen Tode bei Maximiälian
und spielt L1LU  - 1mM böhmischen Protestantismus ıne bedeutende Rolle Sein
Leitgedanke W aT, daß die Menge der uen Bekenntnisse der Sache des
Evangeliums schädlich sel, und daß ihre Verschiedenartigkeiten nicht der=
art ZTO{S selen, nicht ZUT Erhöhung der Schlagkraft e1n einheitliches
Bekenntnis geschaffen werden könne und MUSSe, wOomıit Freilich
Gegensatz Luther gerlet. Auf dem Landtag VO  3 1567 wurden die Kom=
paktaten aufgehoben und die Freiheit des Bekenntnisses für alle Kirchen
gewährleistet. Während sich \di€ lutherisch Gesinnten bemühten, das
Augsburger Bekenntnis 1n Böhmen durchzusetzen, un: die Brüder
einem revidierten Bekenntnis arbeiteten, schlug C rato E: VOTL, die AUgUu:
Stana allgemein als Bekenntnis anzunehmen, da 61 das größte Ansehen
und die |%I'Oßb€ Verbreitung besitze, und sandte das 573 1ın Wittenberg
gedruckte, 1n manchen Punkten VO  3 ihm kritisierte Bekenntnis der Brüder

Zancchi 1n Heidelberg un Beza Genf, da schon VOI Breslau her
Beziehungen reformierten Kreisen unterhielt. Mit immer größerer Macht
drängten jetz die Lutheraner gemeinsam mi1t den Brüdern darauf, die
religiöse Zwietracht 1 Böhmen beizulegen, unı schufen schließlich die
„Böhmische Konfession”, 1n welcher Augustana und Brüderbekenntnis
verschmolzen sind Sie wurde 1575 dem Kaiser überreicht.“°) Maximilian
konnte sich jedoch nicht entschließen, 661e genehmigen. War auch ıner
IC1‘E‘I' aufgeklärtesten Monarchen seiner Zeit, stand doch unter dem
Druck den der Papst, der spanische und £ranzösische Hof und die gelst=
lichen Kurfürsten auf ih: ausübten und ihm andererseits für sSe1Ine Söhne
große Versprechungen machten. Feierlich versprach jedoch zweimal
mündlich den Ständen für sich und seinen Nachfolger, niemand bei S]  -
1LemM Glauben bedrücken hindern und auch nicht zuzulassen, daß
dies anderer Seite geschehe. Die Stände sollten sich ZU Vertretung
ihrer Glaubensbelange Defensoren wählen, die jederzeit Gehör finden
würden. Waren Lutheraner und Brüder vorerst zufrieden, trat bald
Ernüchterung ein, als der Kaiser den Druck der „Konfession“ verbot un
das mıi1t päpstlicher ilfe ach wıe VOT utraquistische Prager Konsistorium
gewaltsam beide Bekenntnisse eingriff.“®)
Maximilians 1 Sohn Rudolf wurde } September BL ZUM König
und 27 September A Kaiser gewählt Un gekrönt. Er wurde VO  3
seliner Mutter Maria, der Tochter Karls sStreng katholisch ECrZOgCN und
1 Lebensjahr durch den Einfiluß der Jesuiten den spanischen Hof
geschickt, unter den Augen des düsteren Philipp LL aufwuchs und
SEeINEe Grundhaltung erhielt. Wohl machte den evangelischen Ständen
Böhmens die Zusage, das seinem Vater gegebene Versprechen „nach S@]:
Nner höchsten Möglichkeit“ halten, bald aber machte sich bemerkbar,
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dafß allzu leicht den Einflüsterungen der opanier und Jesuiten zZUugang=
WAarT. Vor allem die etzten hatten ihre Position SOWwelt yefestigt, da{fs

S1e Z Angriff übergehen konnten. hre Schüler wirkten Jjetzt 1n den
verschiedensten Berufen und Stellungen, die VO  j Ferdinand ZU Stu=
chiu«m nach Rom Entsandten me1st als ihre Ordensangehörigen. Wohl kam
15973 och der ruck der ersten, uSs dem Grundtex+ übersetzten böhmi=
schen Bibel zustande diie zweiıte Auflage erschien erst ET Z auf Kosten
des schlesischen Grafen Heinreich Erdmann Henkel 1 Waisenhaus
Halle doch während nicht einmal mehr eın Viertel der men katho=
lisch WarT, lagen die höchsten Staatsämter 1LU7 1n den Händen der Katho=
liken, und der päpstliche Nuntius, der Prager Erzbischof un SE1INe stan:
digen Ratgeber, unter denen LLU: der V'O!]  Z tiefstem Hafß alles Evan:  e
yelische erfüllte spatere Kardinal Kles]l, Jaroslaw Martinic, Wilhelm
Slawata und der Jesuit Lamormain \e27 sind, bestürmten den Kaiser,

die Gegner der alten Kirche vorzugehen. Da erneuerte Rudol$£ 1602
das Wladislawsche Mandat VO  5 1508, das die Böhmische Brüderunität
verbot, die Besetzung ihrer Stellen mıit katholischen Priestern und die kıa=
tholische Erziehung ihrer Gemeindeglieder anordnete. Der nächste Schlag
erfolgte die königlichen t+ädte Auf der katholischen Synode Z

Prag 1605 stand als Hauptthema die Rekatholisierung Böhmens, und ihre
Beschlüsse betrafen die umfassende Unterstellung des Volks- und Kultur=
lebens unter die römische Kirche: Die utraquistischen Priester sowohl WI1e€
alle einen akademischen Grad, das Notariat Un Lehramt Anstrebenden,
die Ärzte, Künstler, Buchdrucker und Buchhändler mußlten sich uf das
Tridentinische Glaubensbekenntnis verpflichten. Die Pfarrer hatten dar=
über wachen, daß alle Bücher IUr mıit erzbischöflicher Genehmigung
vedruckt und verkauft wurden. 50gar die Gastwirte wurden verpflichtet,
alles bezüglich des Glaubens Verdächtige dem Erzbischof melden. Frei:  =
ich verhinderte och der Einfiu@ des böhmischen Feudalismus, der auf
seinen Gütern beliebig walten konnte, daß die Mafnahmen ihrer vollen
irkung gelangten, und Rudolf War auch nicht die Persönlichkeit, ihnen
vermehrtes Gewicht verleihen. Die evangelischen Stände aber
gewarnt, wußten, wWessen S1e sich 1n Zukunft vergegenwärtigen atten,
und stellten al ihr Handeln darauf ab, daß Sein oder Nichtsein
ihrer evangelischen Freiheiten INg Im Bewußtsein der ungeheuren (56=
\fflhl' verblaßten auch die Meinungsunterschiede zwischen Evangelischen
Unı Brüdern, un fortan stand der Gegenreformation e1Ine geschlosseneständische Front gegenüber.*7)
Die zunehmende Gesundheitszerrüttung Rudolfs und seın eigener Ehrgeizbestimmten seinen Bruder Matthias, ach habsburgischem Hausrecht legi:  =  -
timer Thronfolger, schon jetzt ach der Krone greifen. uch ihm wWar
1ın sSeINer 17 Deutschland verbrachten Jugendzeit die Abneigung den
Protestantismus eingeflößt worden, doch War Aur Durchsetzung SEINES
Planes bemüht, sich mit den Ständen Einvernehmen setzen.
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Ünt‘er dem ruck de S mit einem Heere nahenden Matthias wollte wohl
Jetz auch Rudolf die böhmischen Stände für sich zewinnen, brachte
aber, trotzdem draußen Matthias’ Boten darauf warteten, mi1t den Böh=
189813  3 Verbindung aufzunehmen, nicht über sich, die Forderungen be=
willigen, die ihm die evangelischen Stände 74806 Sicherung der Religions=
freiheit stellten. Ebensowenig geschah €es auf dem nächsten, \& Januar
1609 beginnenden Landtage. LA stark die Einflüsse, die die Führer
der Katholiken, besonders der oberste Kanzler Zdenek Albrech+ Lobko=
WItZ, >d'i‘€ Graten S]lawata und .artinic und Erzbischof Lamberg auf
ih: ausübten, welch letzter mıiıt der Exkommunikation drohte. Fast ware

schon jetz offenen Aufruhr gekommen. Die Erbitterung der Stände,
der schon Sigismund den CGrund gelegt hatte, War alt un hatte sich

derart ausgespeichert, daß S1€ das Unrecht, als welches 61 die Rekatho=
lisierung betrachteten, keinesfalls dulden und unter allen Umständen ZUT

Wiederherstellung der Religionsfreiheit gelangen wollten, S' da{( bie1 der
Unversöhnlichkeit der Gegensätze e1n $fener Kampf schließlich (VEOT:

meidlich WAarT. e Stände, als deren Wortführer sich bis zuletzt Wenzel
Budowec VO  Z Budowa auszeichnete, sandten 1LU'  3 Boten Friedrich VO

der Pfalz: Pfalzgraf Philipp, Johann Sigismund Brandenburg, Heinrich
Julius Braunschweig und alı die Stände Schlesiens und der Lausitz
ihre Fürsprache beim Kaiser, und VOT allem gelang de T sehr aktiven
sächsischen Gesandtschaft, Rudolf milder stimmen, indem S1e ihm dar=
stellte, \d.äß SeINe Unnachgiebigkeit und die Unversöhnlichkeit SE1INeTr KRat:
xeber LLUTr für SE1INE Feinde arbeite. Die Stände selbst legten dem Kaiser

Juni Te1 grundlegende Aktenstücke VOr, worunter sich der spater
unterzeichnete, HT: 1n e1Inem Wort veränderte Majestätsbrief befand, WOrIn
S1€e ih: auch davon unterrichteten, daß auf Grund der Rüstungen des Her=
e Bayern und anderer angrenzender Länder das Vaterland bedroht
erscheine und S1e daher SCcCZWUNSEN se1en, Z.U] chutze VO  3 Kaiser Un
Reich jedermann, den Kaiser auSSCNOMTMNANECNI, rusten. Siie rückten
ihre Entschlossenheit aus sich ihres Glaubens wegen nicht weiterhin u

terdrücken lassen und verurteilten eine Politik, ie, STa die Interessen
des Landes berücksichtigen, 1LUT ach Rom schaue un Z Schaden
dieis Vaterlandes un des aisers gereiche.*8)
Am 16 Juni trafen 4d18 Gesandten der schlesischen Stände e1n Hd Ganaı-
cherten, daß die Böhmen, WeIın C u die Verteidigung der Religions=
freiheit gehe, allen schlesischen Beistandes sicher se1in könnten.
Juni kam 1Nnem Verteidigungsvertrage die Feinde der Religions=
freiheit, der uch für den Fall galt, dafß diese „sich mit dem Namen des
\'lS@ers decken wollten”. a Rudolf sich weiterhin ablehnend verhielt,
machten die Stände Jetz: ernst und arbeiteten sechs Aktenstücke dUuSs, unter
denen sich eın  i Verteidigungsplan un der Vertrag mıit Schlesien befand.
Als Befehlshaber der bewaffneten Mach+ wurde Graf Thurn vorgesehen.
Ferner wurden Direktoren ern S denen die Regierungsgewalt übertra=
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SE werden séllte. Die Wirkung auf Rudolf£ W al derart, dafß die Veoer=

mittlung der sächsischen Gesandten anrief und sich einem Majestäts=
brief VO  3 zehn Artikeln verstand. Den Ständen erschien aber UNZUureli=
chend Ihre Geduld WarTr erschöpft, kam ZUTF Bewaffnung Jetzt begann
der ‚aiser ernsthaft verhandeln. Lie Stände verlangten die Annahme
ihres Entwurfes, und LLUT 1n e1inem Worte yaben S12 nach der Kaiser
STa „evangelisc „utraquistisch” setzte Im übrigen wurde der ihm VOT:

gelegte Entwurtf des Majestätsbriefes Juli 1609 VO  3 ihm unterzeich=
net. Er sicherte den Evangelischen 4d16 hier als utraquistisch bezeichnet
werden ZUT Wiederherstellung AHCE  3 Eintracht und Frieden und Z.UT Er
haltung des allgemeinen Wohls die freie und ungehinderte Religions=
übung und aD allen evangelischen Bekenntnissen Gleichberechtigung.
Konsistorium und Universität wurden den Ständen übergeben. selben
Tage schlossen 1e evangelischen und katholischen Stände einen llVer=
yleich”, worin S1e sich versprachen, sich 1n der Religionsausübung en  =
seitig nicht behindern.*?)
Die Evangelischen A1eIL sich darüber klar, daß 11U. darauf ankommen
würde, die erlangten Freiheiten behaupten, da S1e nicht annehmen konn-=
ten, dafß sich die Gegnerschaft mit der erlittenen Niederlage abfinden würde.
Aus Opposition War LK  3 geworden, und wieder kam ruck
und Gegendruck, bis die Katastrophe ber die Evangelischen hereinbrach.
Sie unterrichteten daher den Kaiser, daß S1e ihre ITruppen solange nicht
entlassen könnten, bis der Majestätsbrief die Landtafel, das amtliche
Register, eingetragen Se1 und auch den Schlesiern die Religionsfreiheit
garantıert habe Diese (‚arantie erfolgte durch dien Majestätsbrief VO

2 August 16009, während böhmischer Majestätsbrief und Vergleich aln

26 Februar 1610 auf dem Karlstein hinterlegt wurden. Als vordringlichste
Aufgabe betrachteten die G+ände die Neueinrichtung des Kirchenwesens
un die Herstellung der Union zwischen Lutheranern und |d€T Unität. Die
Unionsurkunde wurde 28 September 1609 unterzeichnet. Als Grund=
lage oalt \di8 Konfession VO!  3 15757 und ihre Mitglieder wurden „Uutraqul=
stische Christen” Ein utraquistisches Konsistorium wurde einge  =
richtet, und iI1an ernannte Defensoren, die auf die Innehaltung Von Maie:
stätsbrief un Vergleich achten ollten Nachdem die St+ände beim Kaiser
elINe Amnestie durchgesetzt hatten, konnten S12 nicht umhin, ihre Streit=
macht entlassen.

In dem Maße, wWwI1e das evangelische Leben aufblühte, vermehrte sich die
Mißgunst des Gegners. Rudolf£, angestachelt VO  3 selinen Ratgebern, de=
1LE  } sich jetzt SEe1IN Neff£e Bischof Leopold Passau xesellte, den Rudolf£
als seinen Nachfolger wünschte, bereute bald, den Evangelischen nachge=
seben haben, und Gewalt sollte helfen, ihnen die gewährten Rechte
wieder entreißen. ach des Kaisers Plan wollte 11Lall mit Hilfe eines
VOoO  3 Leopold mıiıt kaiserlichem Geld ausgerusteten Heeres 1n Böhmen den
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Protestantismus unterdrücken und 1 gesamten Reich die alte Kirche WI16e:
derherstellen. Der Anschlag wurde aber bald 17 Wien bekannt, und
Matthias, Statthalter Osterreich, trat mit den böhmischen Ständen ın
geheime Verbindung. Die 1n Prag einrückenden Passauer wurden durch
einen Volksaufstand und die ständischen Iruppen die Flucht geschla=
gCIL, Hilfeersuchen ergingen Matthias, ein1ge deutsche prostantische
Fürsten und die Stände Österreichs, Schlesiens un: der Lausitz, und nach
dem Einzug VvVon Matthias mıiıt den ungarischen TIruppen In Prag legte IX 11=
dolf, VO  T allen isoliert, die böhmische Krone April 611 1n die
Hände VOTN Matthias. Vor SeINer Krönung Mai bestätigte durch
einen Revers VO Mai 1611 Majestätsbrief aisers Rudolfs, Amnestie,
Vergleich, Unionsurkunde und Bündnis mıt Schlesien Welche Möglich=
keiten damals 1n der Luft lagen, geht daraus hervor, daß ach Rudolfs
Sturz die UOpposition auf 1Ne Erneuerung der Bündnisse mit Uursachsen,
Kurbrandenburg und Polen drängte und sich mıiıt der Absicht Ug, \dl e
Habsburger abzusetzen un die Krone dem Kurfürsten Sachsen ZUu über=
tragen.*!)
Die katholische Partei jeß aber nicht locker, Un bald wurde K1ar; dafs der

Wien regierende Matthias, eın Sklave der spanischen Politik, hinter der
der Minister ernannte Bischof es stand, auch, nachdem

Juni 612 ZU Kailiser gewählt worden WAäT, nicht daran dachte, seinen
1M EVETS eingegangenen Verpflichtungen nachzukommen. Den Majestäts=
brief erkannte INa nicht allı, Verletzung auf Verletzung erfolgte, denen
vyegenüber die Protestanten nicht immer MUSS1g, blieben, und steigerte
sich die Gereiztheit 1mmer mehr, bis S1€e sich 1n dem Schritt entlud, der
den willkommenen rund DA Vernichtung des böhmischen Protestantismus
bot Die Unterdrückung der Evangelischen In den auf gyeistlichem Gebiet
gelegenen Orten TauUunau un Klostergrab 1615 rechtfertigte INan damit,
daß 1mM Majestätsbrief die geistlichen Güter nicht besonders erwähnt selen.
Mit der Adomption Erzherzog Ferdinands, des Neffen VO  ; Rudolfs Bruder
Karl! Steiermark, und seiner Wahl ZU)! König Böhmen Juni
1615 nahm das Verhängnis ILU.  - einen schnellen Lauf Die evangelischen
Stände wußlßten wohl, welche Rolle Dei der schonungslosen Gegenrefor=
matıon 1n Steiermark, Kärnten und Krain gespielt hatte, und versprachen
sich nichts Gutes VO  3 ihm. blieben aber infolge geschickter Vorbereitungen
seltens ihrer Gegner bei der Wahl 171 der Minderheit und erreichten L1LUT,

Ferdinand e1inem Revers alle Privilegien, Majestätsbriefe, Freiheiten
unı Rechte bestätigte, widrigenfalls 1ILA)  } allen Verpflichtungn SCcHCH Fer=
dinand enthoben Se1N sollte. Er tat 1es auf den Rat Se1INeTr Beichtväter
EeCANUS und Lamormain mit dem ınneren Vorbehalt, das Versprechen nicht

halten. Er setzte 1n Böhmen Statthalter A  e1n, VvVon denen Zzwel ch"itt€l
katholisch Die Defensoren wurden überhaupt nicht mehr vehört,
der Majestätsbrief bestand 1 der Praxis nicht mehr, und eg annn ıne
regelrechte Unterdrückung der evangelischen Kirche, deren gewaltsame
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Methoden den spater Schlesien angewandten entsprachen. Wieder kam
weit, daß weder ldi.€ evangelischen St+ände och ihre Gegner nachge=

ben wollten. Als Mai 1618 die Ständevertreter auf der Prager Burg,
erschienen, bei den Gt+atthaltern jeden DPreis ihre Forderungen durch=
zusetzen, 1es aber nicht gelang, erfolgte der Fenstersturz der Gtatthalter
Martinic und Wilhelm Slawata, deren Unversöhnlichkeit S1e besonders
verhaßt gemacht hatte eın altböhmischer Brauch, sich besonderer Geg:  E
LIGT entledigen. Es War eın Verzweiflqngsschritt, ach welchem e1N
Zurück mehr gab.32)
Erneut ergingen Ersuchen Waffenhilfe 171 Reich und ld1€ S+ände
1n Mähren, Schlesien, Lausitz und Ungarn, UN Ende 1618 kam Bünd=
N1s mıi1t Schlesien und der Lausitz zustande. Forderungen folgten (Ge=
genforderungen, un die Entwicklung ZU) kriegerischen Konflikt wurde
kaiserlicherseits durch die Aussicht begünstigt, Falle des Dieges den
gesamten deutschen Protestantismus beseitigen können. Am März
1619 trat Ferdinand die Nachfolge Matthias’ Am Juli bestätigten die
Böhmen das Bündnis mıit Mähren, Schlesien un: der Lausitz. 26
August setzten die böhmischen Stände Ferdinand aıb und wählten Frie=
drich V O]  - der Pfalz ZU Gegenkönig, weil der Schwiegersohn des
Königs England und das Haupt der evangelischen Union W ar. Daß INa  3
sich nicht für den Kurfürst Sachsen entschied, hatte ZUT Folge, dafß der
Sachse, der die Reformierten haßte, sich Ferdinand näherte und für SEe1Ne
Wahl eintrat, daß dieser August mıit den protestantischen St+im=
en ach vergeblichem Shmischen Protest ZU Kaiser vewählt wurde.
Der reformierte Pfälzer verstand weder als Herrscher och als politischer
und militärischer Führer, den Erwartungen gerecht werden, und wäh=s
rend Ferdinand zielbewußt alle Kräfte für die Entscheidung sammelte,
lähmten den deutschen Protestantismus Eigenbrötelei, das Festhalten
Buchstaben des Bekenntnisses und die mangelnde Unterordnung unter die
große, einigende Idee, daß 1177 Ulmer Vergleich VO Juli 1620 die
Liga freien Durchmarsch durch protestantisches Gebiet erhielt, das PTO:;  =  F
testantische Böhmen niederzuringen, wofür der protestantische sächsische
Kurfürst die protestantischen Lausitzen besetzen durfte. Während
November 1620 Friedrich sich auf der Prager Burg ohl S£1MN ließ, z1ing
1n der chlacht auf dem Weißen Benge hbei Prag die Freiheit des evangeli=schen Glaubens 1n Böhmen unter Durch das folgende Strafgericht auf dem
Prager Altmark+ nahm 111a der reformatorischen Bewegung sechsundzwan:
Z1g führende Männer, arunter ihren Wortführer enzel V, Budowa und
den Rektor der Universität Jessenius. Bald ar das Land dem katholischen
Absolutismus völlig untertan.*®)
Die böhmische‘ Reformationsgeschichte 1st für Schlesien, WI1e Banz allge=
mein, für die Entstehung und Wandlung der Völkerbeziehungen sehr ehr=
reich, zeigt S1e doch, WI1e durch die Eingriffe der Staatsgewalt und die Auf=
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ZWINZSUNG bestimmten Geistesrichtung die Völker, die durch die Resz
ormation zueinander gefunden hatten einander entfremdet wurden, W1e

die dem böhmischen Volke aufgezwungene religiöse Entwicklung Se1in

Verhältnis Schlesien und Deutschland auf das Verhängnisvollste beein=
flußte und die CNZE Verbindung, die sich muit der Entwicklung der TOT=
matıon Böhmen und nördlichen Nachbarn vollzogen hatte, nach
der Schlacht auf dem Weißen Berge mıit der Gegenreformation Ferdi=
nands 11 ein jähes Ende £fand uch hierin 15t also 2111 Grund suchen,
daß Schlesien welches durch die Gemeinsamkeit von Staat und Glauben
die Anlehnung Böhmen gefunden hatte dann als die Glaubengemein=
schaft nicht mehr bestand sich für den Primat des Glaubens entschied und
die Anlehnung den nördlichen Nachbarn Kurbrandenburg suchte Von
dem Willen beseelt ihre Religionsfreiheit behaupten, wurden die Böh=
I11LeI Revolution CZWUILSECN Daß 616e scheiterte, War auch für das
evangelische Schlesien tragisch denn die Niederringung des böhmischen
Staatsstreichs und die Ausschaltung des böhmischen Protestantismus eT:  =  =

möglichte A auch nördlichsten habsburgischem Territorium die Gegen=
reformation m1T konfessionell gesicherten Hinterland Rücken,
rücksichtslos Angriff nehmen

IT1 Die Grundlagen des territorialen Reformationsrechts Schlesien

Die Eigenschaft Schlesiens als e111e5 deutschen Landes brachte muıt sich
daß Kaiser und Reichsfürsten ihm ständig orofße Beachtung schenkten Un
da CINISE deutsche Länder, besonders Sachsen un Brandenburg, i einem

Verhältnis ihm standen, Was sich spater auch der Förderung
unı dem Schutze der schlesischen Reformation auswirkte. Kennzeichnend
für die schlesische Reformation ist, daß S51€e schon £rüh und ohne Opposition
VO:  3 Kaiser böhmischem König und Fürsten Eingang fand Sowaohl König
Ludwig Ungarn als auch die nachfolgenden Kaiser und Könige dieis Hau=s
Ses Osterreich beließen die Schlesier nicht LLUT stillschweigend bei ihrer

Religion sondern abgesehen davon daß die schlesischen Territorial=
herren aus ihren territorialrechtlichen Befugnissen heraus die Lehre
mi1it Zustimmung ihrer Untertanen einführten leisteten die österreichischen
Fürsten ihrer Ausbreitung durch Konzessionen, Befreiungen und Gnaden=
eIWEelse Vorschub, und aum 1LE deutschen Lande WarTr der Protes=
tantısmus durch mehr Privilegien, Rechte und Konzessionen veschützt als
gerade i Schlesien. Ihnen wird der Hauptteil der Ausführungen gewidmet
61' Zaur Entwicklung des schlesischen Reformationsrechts 1st folgendes
gen 34)
ach dem W.as Kammerpräsident Zedlitz überliefert hat 1st der erste
Vorläufer der schlesischen Reformation Neukirch Fürstentum Jauer
ZUu suchen Dieser hörte selbst Johann Huss und War Konstanz Augen=
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ZeUSE Se1iNner Verbrennung, wodurch ihn eine große Abneigung gegen
den Katholizismus erfaßte, daß unter dem Namen e1ines „hussitischen
etzers“ bekannt wurde LMese Abneigung übertrug auf seinen Sohn
Georg, der T.O Lebensjahr 552 starb. Als dieser VO  3 Luther hörte,
schickte 1518 zwe1l1 SE1INeT Untertanen, |di€ „Witwer“” genannt, nach Wit=
tenberg un ließ ihn fragen, olb der Schwan ware den Huss VOoTAduUuSSC=
sagt habe Luther ieß ihm einen Gruß übermitteln mıit der Antwort, daß
die eıit schon zeigen werde, WiadSs Gott mM1+t ihm wolle, und schickte einen

Augustinermönch Melchior Hoffmann mut, der dann Jahre 1n Neukirch
Pfarrer W.dT. Mit dem Auftreten Luthers wurde Se1INe Lehre uch 177 chle=
S1ien Öffentlich gepredigt und aNngeNOMMEN, Von den Liegnitzer Landstän:
den schrieben Caspar Schwenckfeld un Magnus 7 Axleben AaAUus Langen=
waldau 1524 Bischof Jakob Breslau und ermahnten ihn ZUT Fortset=
ZUI der Reformation, die 1n aller Offentlichkeit auch ach Breslau, Frei:  =
stadt; Liegnitz und andere Städte übersprang, und Herzog Friedrich 111

Liegnitz Heß iıne Apologie schreiben, WOT1N stand, da{fß anfangs das
Evangelium als NnNeUeE, fremde Lehre beschimpft und verboten a  ©  J durch
die Vorstellungen seiner Untertanen aber anderen Sinnes veworden s£1
Liese Apologie wurde ebenso W1€ der Breslau öffentlich gedruckt,
und die Lehre breitet sich schnell au>, sodafß e schließlich aun einen
schlesischen UOrt auch 1n den katholischen geistlichen Herrschaften gab,
S1e nicht aNngeNOMMEN wurde. Als Grund dafür; da{s die böhmischen Könige
gegenüber der Reformation 1n Schlesien duldsam Er annn :ohl
der Vorbehalt angesehen werden, unter dem das Land sich unter die p  böh=
mische Herrschaft begab, daß nämlich die schlesischen Fürsten sich nicht
ihrer Regalien begeben wollten. Sie begaben sich unter königlichen
Schutz, ırugen dafür die Oberherrschaft und für den Fall der Erledigung
uch den Erbanfall d aber vorbehaltlich der Bestätigung ihrer fürstlichen
Regalien, und versprach 1e 1505 König Wladislaus bei SEe1INeTr Inves=
ıtur, „weil ihre Vorfahren, ehe G1E Unsere Krone Böhmen kamen, 61€e
als freie Fürsten des Reichs geübt und «gehabt haben“®>). Die Fürsten VeI=

zichteten auf ihre Souveränität unter dem Vorbehalt, 1däß ihnen ihre Lan=
desherrlichen Rechte über die Geistlichkeit erhalten blieben. Die Herzöge
Konrad Glogau un Heinrich V 5Sagan erklärten, als 1e sich unter die
Oberherrschaft Böhmens stellten, ebenso WI1e die Herzöge VO  3 Oppeln,
Liegnitz und andere, für sich und ihre Nachkommen, dafß mi1t dieser Un:
terordnung keinerlei Beschränkung ihrer Rechte über die Geistlichkeit VOT:

bunden SE1N dürfe Die freiwillige Unterwerfung unter die böhmische
Krone War nich+ universal und allumfassend, sondern vorbehaltlich der
Erhaltung ihres Territorialrechts 1n geistlichen Angelegenheiten, „WIle G1e
s1e, ehe S1E die Krone Böhmen amen, gehabt un als freie Fürsten
des Reiches geübt Un gehalten haben“ Nur AUuSs der Bestätigung dieses
Rechts heraus 1st erklärlich, daß soviele Stifter, Klöster, Probsteien und
Kirchen csowohl VOT der Reformation WI1e ceit ihrem Beginn eingezogen, 1n
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den weltlichen anı Versetz und reformiert werden konnten. Die AÄAus=
übung des Territorialrechts 1n geistlichen Angelegenheiten WaT Iso kein
Gnadenerweis der böhmischen Krone, der als solcher jederzeit zurück=
nehmbar eWESCNHN ware, sondern eın altüberkommenes, VO  3 den Königen
bei dem Erwerb zugestandenes und bestätigtes Recht, dafß insbesondere
selit Anfang der Reformation VO  A den Königen anerkannt wurde, WEeNn!:

gleich auch Reibungen nicht immer vermeidbar

König Ludwig Ungarn ieß die schlesische Reformation sich die acht
Jahre en  e bis en Zwischenfall das gute Einvernehmen trübte. Als
»der KRat der Breslau ein1ge Klöster Gunsten der Armen verwandt
hatte und 111aTı sich einige e1t deswegen SIM wurde der König gele=
gyentlich eines Besuches 1n Prag VO  z der römischen Geistlichkeit derart 1n
den Harnisch gebracht, dafß den Breslauern mıit Krieg drohte und den
beiden Präsidenten 1n Schlesien, Casimir Teschen und Friedrich Lieg=
nıtz rüusten befahl. och wurde der 5treit durch Vermittlung des Mark=-
grafen Georg des Frommen Brandenburg, Herzogs Jägerndorf 1n
Güte beigelegt, der ofe se1nes Onkels, des Königs Wladislaus erzogen
worden War und dessen Sohn Ludwig unterrichtet und bei dem Erwerb
Böhmens unterstutzt hatte Während Ferdinand 1n Böhmen sich dem
Aufkommen der Lutheraner widersetzte, verhielt sich 1n Schlesien 11=
über den Protestanten ebenso wohlwollend WI1e gegenüber Katholiken, und
ungeachtet vieler Hetzer seinem ofe weilte dreimal 1n Breslaus
Mawuvern. VDen Kat der Stadt, der Freistellung der Religion ansuchte,
ermahnte e J gute und fromme Christen bleiben Für den Fall, daß 61e
keinen Sekten Einlaß gewähren würden, sollten S1e sich ihrer Kirchen=
ordnung bedienen dürfen und VO  5 ihm geschützt werden, bis eine ordent=
liche Versammlung endgültig darüber entscheiden würde. Er jeß aber auch
1m übrigen Schlesien der Reformation ihren freien Lauf uch auf dem
Reichstag Augsburg vertrat die Meinung, daß die Menschen besser
durch Ermahnung als mıit Waffengewalt bekehrt werden sollten.?®) Maxi:
milian I1 ieß der schlesischen Reformation ebenfalls freie Bahn SOWeit
S1e nicht die Sekten betraf, WOomuUt E besonders die Schwenckfelder me1inte,
die sich 1n Schlesien stark auszubreiten begannen. Den schlesischen Für=
sten unı Ständen, die sich bei der Erbhuldigung auf den Augsburger Reli=
yionsfrieden beriefen, sagte Z s1e bei dessen Bestimmungen erhal  =  7
ten; unı als ' 28 Dezember 150673 ihn die Breslauer lutherische Geistlich=
eıt beglückwünschte, ortete ihr der kaiserliche Kanzler Ulrich Za=
S1US auf SEeINEeN Befehl: „De. Kgl Maj nehmen diese Euren Glück=
wünsche SCTINe und billigen. auch den Bericht des Zustandes Eurer
Kirchenlehre. ermahnt Euch, daß Ihr künftig einmütig fort=
fah leben und lehren, WOgegEN Euch versichert,
Euch und Eure Kirchen sich anbefohlen sein lassen und 6S1e und Euch
1n sSeINeN Schutz nehmen.“ Als dem Dorfe Brostau be  1  n Glogau mit
kaiserlicher Genehmigung Z.U ersten Mal das Evangelium gepredigt
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wurde, sagte das olk dem Kaiser Lob und Dank. Da dem Kaiser die
Schwenckfelder viel Kopfzerbrechen bereiteten, lag ihm daran, ihnen durch
das Luthertum eın Gegengewicht schaffen, un! wurde 157 beim
Landeshauptmann VON Gilatz vorstellig, Andreas Eisinius, einen bewährten
Glatzer Prediger, den 111d)]  — ach Böhmen ziehen versuchte, Lande ZuUu

halten. In eiInem Streit der GStadt Yagan mıit dem dortigen Abt wWegen der
Pfarrkirche wurde diese ZWAaT dem Abt zuerkannt, doch entschied der Kaiji=
SCE,: dafß Kat und Gemeinde Dagan die jetz: benutzte Kirche erweıtern
un weiterbenutzen dürften, WOZU ihnen der Abt mıit Fuhrwerk und All:  —

deren Leistungen behilflich sSe1n und sich gzut nachbarlich erwelisen sollte,
„damit auff allen Theilen Friede, Lieb’ und EinigKeit erhalten werden“.
Ungeachtet SEe1INESs Verhaltens 1n den übrigen Landen cetzte Rudolf 1n
Schlesien den Kurs Maximilians fort In e1nem Rechtsstreit zwischen der
Stadt Dagan und dem Abt eg 1Nnes Altarlehens, das die Stadt ZAULT. Be=
soldung ihrer Lehrer verwenden wollte, wurden Fürsten un Stände beim
Kaiser vorstellig, wobei S1e darauf hinwiesen, dafß Maximilian I1 bei der
Erbhuldigung hatte, daß derartige Einkommen D: Förderung VO  .

‚en, Schulen und Gottesdienst gebraucht werden sollten. Der aliser
entschied daraufhin (sunsten der Stadt.?8)

Die staatsrechtlichen Garantıen für die schlesische Religionsfreiheit
se1t dem Augsburger Religionsfrieden

Bei den Rechtsakten, auf die sich die Religionsfreiheit der schlesischen Pro=
estanten begründet, sind unterscheiden: Solche, die für das JaTıZe
Reich gelten, solche mi1t dem Geltungsbereich Böhmen=Schlesien, C solche
für Schlesien.
a S Der Augsburger Religionsfriede vOo  z IS
Als eitlich erstes (‚esetz un als Reichsgesetz nımmt+ der Augsburger Noe=
ligionsfriede einen hervorragenden Platz eın Nun haben die Katholiken
spater, als die Durchführung gegenreformatorischer Mafßnahmen
eing, bestritten, daß jener Religionsfriede für evangelische Untertanen
unter katholischer Obrigkeit überhaupt galt Sie beriefen sich dabei auf
die Auslegung, die Ferdinand Jahre 2555 dem Worte dies Vertrags=
textes „keinem Stand”“ yab, daß nämlich das Wort „des Reiches”“ hinzu=
gefügt werden müßte, damit keine Unklarheit darüber bestünde, ob
mit dem Worte „Stan IMU  — die unmittelbaren oder auch \di€ mittelbaren
Stände geme1int selen. Entgegen der spater VO kaiserlichen ofe VEeOeT:
tretenen Ansicht, dafß Schlesien als dem Königreich Böhmen unterstehen=
des, also reichsmittelbares Land sich auf den Religionsfrieden nicht beru=
fen önne, sprechen ach schlesischer Auffassung folgende Gründe dafür
Wenn auch die Untertanen nicht ausdrücklich darin erwähnt sind kön=
TE  3 doch aus der Natur derartiger, unter Fürsten geschlossener Verträge
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heraus diese 1L1UTr dann VO  3 praktischer Bedeutung Se1In, wenn die Unter:  =  i
Lanen mit einbegriffen Sind. Obrigkeiten und Untertanen stehen 1n CIl=
seltiger Beziehung einander. Was dem Herrn zugestanden 1st, hat der
Untertan mitzugenießen, und INd: den Untertan angreift, oreift

auch den Herrn LMe Sicherheit VO  3 Herrn und Untertanen hängt
VO  3 einander ab Im Religionsfrieden heifßt r  1E sollen einander 1n
Fürstentüuümern nicht beschweren“, Was sich deutlich auf die Untertanen
bezieht. Es ISt eindeutig, daß, wWenn dem Landesherrn die Religionsfreiheit
gewährt WIUT!  ‘d, diese zugleich für die Untertanen oilt Es besteht 1so ıne
gegenseitige moralische Verpflichtung zwischen Herrn und Untertanen, bei
welcher beider Sicherheit VO  3 einander abhängt, und eine geistige Verbun=
denheit der Glaubensgenossen untereinander, und dUuS dieser (zeistesver=
wandtschaft folgt, daf, wWwenn die Mitstände einander geloben, sich des
Glaubens wWegen gegenseitig nicht beeinträchtigen, S1e dies gleichzeitig
auch für jene Glaubensverwandten tun, die unter einer glaubensfremden
Obrigkeit wohnen, und daß Ss1e sich bei dieser für die VO:  5 ihr beherrschten
Glaubensverwandten einsetzen.*?) erden Glaubensgenossen VO  5 Obrig:
keiten anderer Religion verfolgt, gebietet das Gesetz der Nächsten=
liebe, daß für die Verfolgten eintritt, zumal sich die Verfolgung einer
Religion indirekt uch all die Fürsten richtet, die hr angehören.
Treten die Fürsten also für verfolgte Glaubengenossen ein, c1€e
nicht L1LLUT 1n deren, sondern auıch 1n ihrem eigenen Interesse, da S1€e Ja damit
auch ihren eigenen Glauben verteidigen.

Wenn der Kaiser 1mM Religionsfrieden VO  3 den Reichsständen Augsburger
Konfession verlangt, daß S1e die Stände katholischer Religion nicht be=
schweren sollen, S ordert V'OTIL ihnen zugleich, daß S1e auf 1:  s  hre anders=
gläubigen Untertanen keinen Ziwang ausüben, sondern. ihnen ihre (jewis=
sensfreiheit lassen und jeden Zwang vermeiden sollen. Sollten G1€e jedoch
freiwillig ihrer alten Religion n aus dem Lande ziehen wollen, soll

ihnen 1ne ZEW1ISSE Gebühr den freien Abzug nicht verweigern.
Dasselbe haben die protestantischen Stände VO Kaiser und ihren katho=
ischen Mitständen Für ihre unter ylaubensfremder Obfi:gkeit lebenden
Glaubensgenossen verlangt, diese nämlich in keiner Weise beschwert
werden sollen Zwar haben die Reichsmittelbaren, (d.l€ Untertanen der
reichsunmittelbaren Stände, keinen Bevollmächtigten auıf den Augsburger
Reichstag gesandt, der ihre Belange gewahrt hätte un für ihre Religions=
freiheit eingetreten wäaäre. Dies 15+ jedo nicht üblich die Billigkeit
erfordert ve‚ \däß ebenso, wI1e für S1e die ohne ihr Zutun zustandegekom=

Reichsgesetze hinsichtlich der Lasten bindend sind, auch die für S1e
gyüunstigen Bestimmungen ihnen zugutekommen mussen. aber die
Ansicht nicht 1Ur der damaligen, sondern auch Von spateren Vertrag=schließenden und sämtlicher deutscher Könige un Kaiser hbis einschließ=
lich Ferdinand Il aAr, auch die Untertanen der Reichsunmittelbaren 1n
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den Religionsfrieden muiıt einzubeziehen, ergibt sich eindeutig aus einer
Fülle beweiskräftigen Materials. In Paragraph 173 des Reichstagsabschieds

Augsburg VOo  3 1555 heißt

Softfern nicht bei Fortdauer der Religionsspaltung eine ergähzende
Behandlung des Friedensvertrages 17 beider Religions-= Un weltlichen
Sachen VOoTgCNOMM/M wird und nicht alle Artikel dahingehend bearbeitet
und verglichen werden, daß beide Religionsgemeinschaften Klarheit darüber
erhalten, Was eine sich gegenüber der anderen versehen können
die Stände und Untertanen csich keiner beständigen Sicherheit erfreuen, GSOT:
dern mussen sich 1n einem Zustande ständiger Gefahr und unerträglichen
Ziweitels befinden. Solche Unsicherheit beseitigen, wieder Ruhe und
Vertrauen unter Ständen und Untertanen herzustellen, die deutsche Nation,
uIlser geliebtes Vaterland VOorT endgültiger Zertrennung und Untergang
wahren haben WIT ; 40
Bei Verhandlungen wurde auch beschlossen, daß die unter katholischer
Obrigkeit wohnenden Evangelischen nicht ihrer Religion.wegen verdrängt
werden sollten Uun: daß ihnen freistand, bleiben oder unter Zahlung
einer AaNLgEMESSCNEN Nachsteuer wegzuziehen. Als die Katholiken Beden=
ken aäußerten, ieß ihnen König Ferdinand nachdriücklich klarmachen, daß,
Wenn die Untertanen Religionsfrieden nicht Teil haben sollten, dies
ILUT eın „halber und inkender Friede“ se1in, der „das glimmende Feuer
unter der sche ließe“ Es G1 unbedingt notwendig, nicht MNUur zwischen
den oberen Ständen, sondern vielmehr zwischen Landesherrn und Unter:  =  —
tanen jedem Aaus Gewissenszwang erwachsenden Mißtrauen Unheil
vorzubeugen, weshalb der Grundsatz allgemeiner Gleichheit angewandt
werden musse. Daraufhin stellten die katholischen Fürsten und Stände
die ZaIlZe Angelegenheit dem König anheim, und dieser erließ och VOT

Veröffentlichung des Friedensvertragstextes September 1555 eine
Erklärung. Er bezog sich darin auf den Hinweis der protestantischen Stän:
de, einige geistlichen Stände die auf ihrem Gebiet wohnenden DTO:  =  s
testantischen Ritterschaften, adt= und Landgemeinden bedrängten und
daß darauf unvermeidlich Kriege zwischen Standesherren und Untertanen
entstehen müßten, und daß des hochnotwendigen Friedens willen
daher erforderlich sel, die Untertanen unbedrängt bei 'hrem Glauben
belassen. Daher haben Wir kraft KRöm Kel Maj NnSseres Lieben
Bruders und Herrn Uns gegebener Vollmacht erklärt und entschieden,der Geistlichen eigene Ritterschaften, Städte und Kommunen,
welche lange eit der Augsb Konfessionsreligion Glauben, Kirchen=
gebräuche, Ordnung und Zeremonien öffentlich gehalten und gebraucht
und bis heute halten und gebrauchen, VO  3 dieser ihrer Religion hln=
fort VO  3 niemand gedrängt, sondern darin bis ZUT endgültigen Religions=vergleichung unvergewaltigt gelassen werden sollen.“ Um diese Erklä=
rTung möglichst VvVor einer Anfechtung schützen, gestanden die gelst=
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lichen Stände Z daß diese Erklärung der Bestimmung des Friedensver=
TagsS, wonach jedes Vorbringen den Friedensvertrag unerheblich
sSeıin soll, nicht entgegensteht und daher wirksam 1SE:S S
Dies gilt für alle Untertanen. Was aber die Schlesier insbesondere be=
trifft, können S1€ sich ebenso WI1e Aalı die allgemeinen Erklärungen Fer=
dinands Maximilians 11 und Rudolfs 81 auch die ausdrücklich: auf
Schlesien bezüglichen Worte halten, ;usS denen klar hervorgeht,
obgleich 1 Passauer und Augsburger Vertrag nicht genannt ist, diese
Herrscher die Absicht hatten, dieses Land auch das genießen Jassen,
Wäas Speyer 1562 verkündet wurde, daß nämlich jeder für sich und
seine Untertanen leben mOöge, w1e VOT Gott und VOT dem Kaiser
verantworten könne, besonders aber S: w1e 1 Passauer unı Augs=
burger Frieden festgelegt wurde. 50 ieß Ferdinand 1556 auf dem Allge:
meınen Landtag Prag 1n Anwesenheit der Abgeordneten aller e1nver=
leibten Länder vorbringen, dafß alles S dS5s bisher getan habe, den Re=
ligionsfrieden einbegriffen, 1n erster Linie Nutzen und Beruhigung
seiner Untertanen geschehen SsE1. Ferdinand ieß in Schlesien beide Religio=
1E  3 1n Ruhe nebeneinander bestehen, und als die schlesischen tände 6@1=
111e Sohn Maximilian 1n Breslau huldigen sollten, erklärten sıe da{f c1e
bereit selen, alles leisten, wenn ihnen die Religionsfreiheit belassen
würde. Als S1e ihnen VO König zugestanden wurde, huldigten S1e Auf
diese Zusage bezogen sich auch die schlesischen Stände bei ihrer erwens-
dung IUr die Stadt Dagan, als s1e vorbrachten, bei der Erbhuldigung
Fürsten und Ständen versprochen hätte, S1e beim Religionsfrieden be=
lassen. Ebenso erklärte Rudolf£ I1 17 Majestätsbrief für Schlesien, die
Angehörigen des Augsburger Bekenntnisses bei den Bestimmungen des
Augsburger Vertrages erhalten. Gegen den Religionsfrieden sol1 eın
Befehl gelten. uch die Verlautbarungen Ferdinands I1 bezüglich Schle=
S1eNns hatten als Grundlage den Augsburger Religionsfrieden. 1621 schrieh

den Kurfürst Sachsen: Ich versichere ber LEw. Lbd hiermit
kais deutsch und ai.hfrichtig‚ daß all demjenigen, Was VO  3 mMIr Ew. Lbd
versprochen und dem Religionsfrieden einverleib+t ist, wirklich nachge=
kommen wird.“ Ebenso der Antwort auf Kursachsens Vorstellung, daß

‚„„alles auf den 1 Röm Reich aufgerichteten Religionsfrieden unter
der vertrösteten Gnade der Wiederherstellung der Privilegien verstanden

haben“ 1l In einem weılıteren Schreiben spricht VO  3 der Verleum=
dung, etwas den Religionsfrieden unternehmen beabsich=
tige, und ersucht den Kurfürsten, sich ehrlich vergewI1ssern, ‚„daß Wir

dem teuer beschworenen Landfrieden als des Röm Reiches Grund=
gesetz gemäß der Wahlkapitulation jederzeit festzuhalten entschlossen
Sahal  d// Ebenso 1n der Bestätigung des Dresdener Akkords Kursachsen:

S  nd Wir erklären Uns Ew. Lbd., Uns 1n allem dem Religions=
frieden 1MmM Reich gyemäß Z verhalten.“ Auch die Schlesier celbst haben sich
allem Widerspruch ZU TIrotz darauf berufen. Die schlesischen Fürsten
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haben dme evangelische Religion kraft ihres territorialen Hoheitsrechts
(ius superioritatis territorialis particularis) 1n ihren Landen. eingeführt, un
als Reich der allgemeine Religionsfriede beschlossen wurde, bekannten
sS1€e sich als der Hauptgrundlage der schlesischen Religionsfreiheit.
uch der Kursächsische Akkord bestätigte die freie Ausübung des Augs
burger Bekenntnisses. Schließlich enthält auch der Vertrag Osnabrück
ıne Bestätigung des Religionsfriedens, wodurch die Vertragschließenden
gleichzeitig die Auslegung anerkannten, <däß die Immediatuntertanen der
Kurfürsten und Stände folglich auch die Schlesier als Immediatstände
der böhmischen Krone VO  3 erfaßt werden. Osnabrück stritt 3
nämlich auch darüber, ob die unmittelbaren Untertanen der Reichsstände
17 Vertrag mit einbezogen werden ollten Man ein1gte sich schließlic! auf
die Auslegung des Par Art \ WOTr1n heißt „Der 1m. Jahre 1552
Passau geschlossene Vertrag un der darauf Jahre £5 55 erfolgte Reli=
gionsfriede, w1e 1566 Augsburg un danach auf verschiedenen all=
gememnen Reichstagen bestätigt wurde, collen 1n allen Kapiteln, wıe
durch einmutigen Beschluß des Kaisers, der Kurfürsten, Fürsten und Gtän:
de des Reichs VO  3 beiderlei Religion beliebt un abgehandelt wurde, für
genehm erachtet und heilig und unverbrüchlich erhalten werden. Dasjen1ige
aber, Wads .ber ein1ge strittige Artikel darin durch diesen Vergleich ach
dem Belieben der beiderseitigen Interessenten beschlossen wurde, coll als
ıne immerwährende Erklärung besagten Vertragstextes gelten, die auf
Gerichten und anderswo geachtet und solange für maßgebend gehalten
werden soll, bis INnan sich durch Gottes Gnade egcn der Religion celbst
vergleichen wird.“*2)
Z Der Majestätsbrief DO August 1609
Schon 1m Jahre 1608 hatte sich 1Nne Gesandtschaft der evangelischen GStän:  =  S
de Schlesiens, bestehend uSs Weickhart Promnitz, Freiherrm VO  3 Pless,
Herrn auf SOrau, Triebel und Hoyerswerda, ferner Hans Georg, Zedlitz,
Siegmund \ Ya Burghaus, Dr Jur Andreas Geissler unı enze ÖOtte ach
Prag begeben, König Rudolf bitten, den Religionsbeschwerden ab=

und ihnen die freie Religionsübung erhalten. Sie wurden
16 Dezember dahin eschieden, „Wenn e1n jeder bei demjenigen,
wessen befugt und berechtigt, verbleiben un nicht davongedrängt
würde‘  C  J der König bei dem belassen würde, wW1e unter erdinand
Un Maximilian gehalten worden G£1 und wı1e bei Kegierungsantritt
vorgefunden habe Diese königliche Resolution wurde indes für Unzurel=
end befunden, we1l  1 6S1e ine Bedingung nthielt und darum leicht
Streitigkeiten nla gyeben onnte, und wurde die Gesandtschaft eın  d
zweites Mal bei Rudolf vorstellig, ul ine klare Garantie der schlesischen
Religionsfreiheit erhalten 1n der gleichen Art, W1e S1e den Böhmen
vewährt habe Der König, dem damals 1m Interesse sSeINes Thrones
sicher ernstlich darum tun WAarT, Schlesien zwischen den beiden eli=
yxionen eın gutes Einvernehmen herzustellen (I'\d den Wünschen der Evan=
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gelischen gerecht werden erließ ach langen Beratungen, yedrängt
durch die Böhmen, auch den Schlesiern Majestätsbrief dessen Reli=

artikel lauten

IlI Da die Katholiken Lande chlesien ihre freie un ungehinderte Reli=
gionsübung haben, WOoTr1Nn ihnen die Augsb Konfessionsverwandten keinen
Eintrag tun oder Anderungen vornehmen, vielmehr 5S1€e bei ihren Kirchen,
Gottesdienst Zeremonien, Klöstern Schulen, Pfarreien, Stiftungen Zehn=
ten, /insen Sporteln Einkommen und alten Bräuchen WI1e S1€e dies alles
bis heutigen Tage Besitz gehabt haben, ruhig und ohne Behin=
derung verbleiben lassen collen und wollen ewilligen Wir, damit hierin
Gleichheit walte und geben Macht un Recht dazu da{f(lß die gehorsamen
Fürsten Unı Stände und ebenso alle Einwohner des Landes Schle-=
SICIL, S1€e unter geistlichen oder weltlichen Fürsten un Herren und
Kommendatoren, auch die Unseren Fürstentümern esshaften auf dem
Lande, St+ädten und Dörtern die der Augsb Konfession angehören,

keinen auS: diese eligion frei und ungehindert überall
allen Orten .ben verrichten, bei dieser ihrer Religion, Priesterschaften
und Kirchenordnungen, welche jetz bei ihnen sind oder dieser Konfession
gemäß aufgerichtet werden möchten, riedlich und ruhig verbleiben, dafß
keiner aus derselben e1NeTr anderen eligion, als die bisher gehabt,
ungeachtet dessen, unter welcher geistlichen oder weltlichen Obrigkeit
seßhaft 1ST oder sich aufhält gyedrängt oder deswegen VerT) agt noch wWEenl:

CT allein der Religion halber Aaus dem Amte entfernt und also auf keiner=
lei Art und Weise ihrem ewissen bedrängt oder betrübt sondern viel=
mehr alle der Augsb Konftession Angehörigen bei derselben sowohl
allen ihren Kirchen Gottesdienst Zeremonien, Schulen Pfarreien, K15ö=
cstern Hftern Zehnten Zinsen, Gefällen und Einkommen gleicher
Weise, WIie 51€ bisher Besitz und Gebrauch gehabt ruhig Uun:
angefochten gelassen werden sollen

I1 ordnen Wir und wollen, les dasjenige Was e1n Teil VO  3 dem
andern, Katholiken sowohl WI1Ie Augsb Konfessionsverwandte, früher

mm, Klöstern, Kirchen Konsistorien Renten, Zehnten, Einkommen
Se1 Aaus der ersten Fundierung, se1 dus dem Patronatsrecht oder irgend=
111er anderen Rechtstitel rechtsmäßig beanspruchen vermeınnt SallZ
ruhen und ein jeder bei dem, Was besitzt insbesondere Kirchen und

V ETen, ohne Rücksicht darauf, Wem VOT Alters gyehört hat,
bleiben und deswegen kein Teil den anderen mıit oder ohne Recht tasten,
storen oder verdrängen soll

111 bewilligen Wir auch falls jemand aQus den Fürsten und St+änden außer
den Gotteshäusern die S1€e 1eT2 innehaben mehr Kirchen, Gottes  =  ö
häuser oder Schulen ZUT Unterweisung oder Aufziehung der Jugend auf=.
richten und bauen lassen wollte, daß solches dem Fürsten= un Herren=
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stande und deren Untertanen, auch 1n den Erbfürs tefitümérn‚ sowohl 1n
Städten Wl1e auf dem Lande, jetz und künftig unbehindert frei und
offen stehen soll

wollen Wir auch . den Augsb Konfessionsverwandten, Fürsten und
Ständen die besondere Gnade antı dafß diejenigen Fürsten, die Zeiten
NSseres hochgeehrten Ahnherrn und Herrn Vaters bei Antritt Unmnsrer
Regierung ihre Konsistorien gehabt und bis heute erhalten, dabei jetz: un
allezeit bleiben und da auch den anderen Augsb Kon €SSiODS—V‘EIWWEH'Id=
ten, Fürsten und Ständen, die bisher eine gehabt, nNEeEUeEe aufzurichten
freistehen soll Dabei stellen Wir insbesondere den Erbfürstentümern
fre  s S1e bei den Ordinationen wW1€e bisher halten

Sollen die Begräbnisse 1n Kirchen und auf Kirchhöfen, wI1e auch das
Ausläuten denjenigen, die eingepfarrt sind, nicht abgeschlagen, bei den
kath Pfarreien den Augsb Konfessionsverwandten jedoch nicht anders als
nach den daselbst gebräuchlichen Zeremonien un den atholiken bei des
andern 'Teils Pfarreien ach deren Brauch zugelassen werden. Die einer
Kirche der Pf£farrei den Eingepfarrten entrichteten Kenten und Zehnten
dürfen die Obrigkeiten dazu verwenden, die Eingepfarrten 1ın einer belie=
bigen andern Ptarrei begraben lassen. An den Orten aber, denen
die Augsb Kontfessionsverwandten weder eine eiıgene Kirche un Begräb
nisstätte noch gemeinsam mıiıt den Katholiken haben, sind S1€ ermächtigt,

Gotteshäuser, Begräbnisstätten und Kirchhöfe errichten

VI Damit Unseren gehorsamen Fürsten und Ständen und allen anderen
1n Unserm Herzogtum Schlesien, ebenso den getreuen Untertanen und Fin=
wohnern NSserer Erbherzogtümer, nichts hinderlich £e1N möge, S kassieren
Wir hiermit alle Befehle und Mandate, die vorher gegecn die Augsb Kon=
fessionsverwandten CTrgaNgeEnN SIN  d, UT heben s1e auf

VII Schließlich wollen Wir auch, Z Erhaltung von Liebe und Einig=
keit eine Partei der andern, Katholiken sowohl] WI1e Augsb. Konfessions=
verwandte, 1n die bewilligte Übung ihrer Religion, Kirchenordnung
und Rechte nicht eingreifen, die Geistlichen sich nicht 1n weltliche und
die Weltlichen sich icht 1n geistliche AÄmter einmischen, nicht schmähen
‚ och verfolgen, sondern vielmehr als einem Körper gehörige Glieder
einander lieben, ehren, fördern und beiderseits für einen Mann 1n allen
Unsern und des Vaterlandes Notdurft und Angelegenheiten . beisam=s

als TTeUE Freunde stehen und VO heutigen Tage keiner Von dem
andern, ob Fürsten, Herren und Stände, der Städte, Städtlein und Bauers=
volk weder Vo  ”3 ihren Obrigkeiten och Von geistlichen oder weltlichen
Standespersonen wegen ihrer Religion bedrängt und, Se1 durch Gewalt

werden.
oder andere unziemliche Weise, einer anderen C  Un und geführt
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IIl Bei nseren kel Worten versprechen Wir, ;da55 Unsere Fürsten und
Stände Augsburgischer Konftession Samıt den TeUuEenNn Untertanen und Fin=
wohnern ihrer Lande und der Erbfürstentüumer für sich und ihre Nachkom:  =  S
— VOTIL Uns und den künftigen Königen VO  3 Böhmen und Obersten
Herzögen VO  3 Schlesien bis einer christlichen und endgültigen Einigung
egn der Religion 177 Köm. Reich vollkommen in Frieden und Ruhe
gelassen und gleich anderen hei dem Religionsfrieden des Köm Reiches
erhalten werden, und daß hierin weder VO  3 Uns noch allen Unsern Na‘ch=

inekommen oder VO'  - anderen geistlichen der weltlichen Personen
Verhinderung oder Einbuße geschehen och gestattet werden ann.

Falls eLIwWas dergl geschieht sol] nwirksam . Se1IN.

Wir gebieten daraufhin allen Unseren Oberhauptleuten und Haupt  =  -
leuten 1n b81'= und Niederschlesien, die sich ZUT Augsb. Konfession hbe=
kennen, ihnen bei dieser nserer Versicherung, Wl1e S1e 1n all ihren Arti
keln, Sentenzen und Klauseln Lautet, vertreten und schützen, celbst
darin keinen Eintrag LUN und viel weni1iger E anderen tun gestatten.
Unterstünde sich jemand, G£1 VO  . geistlichen oder weltlichen Personen,
diese NnSseTe Verpflichtung übertreten, coll ihn. 1n Unserm Namen
kraft ihres Uns oder nseren Nachkommen ihnen anvertrauten Am-=-
Les ergreifen Unsere Fürsten und Stände schützen und vertel=
digen. Dies alles bei Vermeidung Unseres, nserer Nachkommen un künf=-
tigen KöOönige Böhmen Obersten Herzöge Schlesien Zorn, schwe=
Ter Strafe und Ungnade.“*3)
Der Majestätsbrief 11 nichts Neues geben, sondern 1Ur die Religions=
freiheiten bestätigen, welche die evangelischen Schlesier bereits vorher
innehatten und wW1e 61€e Rudolf bei seinem Regierungsantritt vorfand. Er
1l LLUT durch bis 1Ns Einzelne gehende Richtlinien all den Zündstoff be=
seitigen, der sich allmählich infolge der Ansprüche e1nes SCcHgC den anderen
angehäuft hatte, allen Unwillen und Unfrieden beseitigen und Frieden,

und Einigkeit 1 Lande herstellen. Er bedeutet gyleichzeitig 1Ne An=
erkennung für \d1€ TIreue und die Verdienste der Evangelischen gegenüber
dem Königshaus. Um die mit dem Gesetz verbundenen Zwecke TTE)
chen, WAarTrT notwendig, alle gegenseitigen Ansprüche aufzuheben und die
beiden Kirchen ın ihrem gegenwärtigen Besitzstand bestätigen. Damit
wurden auch die soviel Unruhe und Rechtsunsicherheit schaffenden An=
sprüche hinfällig, die sich auf Rechtsverhältnisse früherer Zeiten ZTrun=
eten Für die Evangelischen 1st hierbei 117 Hinblick auf den 3 der (;je=
genseite vertretenen einschränkenden Standpunkt esonders wichtig,
die Urkunde für alle Evangelischen ohne Ausnahme G£1 ür die 17
den königlichen Erbfürstentümern, auf königlichen Domänen und Kammer-=
guütern Wohnhaften, s€1 für die Protestanten geistlichen Territorien.
Gerade die Bedrückung dieses letztgenannten evangelischen Volksteils War

Ja eine ständige Quelle der Unruhe, und 1n Böhmen führte das Vorgehen
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der geistlichen Grundherren dem ungeheure Erbitterung ausl!ösenden
Vortfall 1n Braunau, der Abt des Klosters die V O  5 den Evangelischen auf
seinem Gebiete errichtete Kirche wieder einreißen 1e4{3 Der Majestätsbrief
bedeutet, 1 (GGanzen gesehen, 1Nne Bestätigung un Erläuterung des Augs:
burger Religionsfriedens. In eiInem Reskript des Wiener Hofes das
Oberamt Breslau VO  3 10664 wird die Beseitigung des Privilegs, da{ Z
Oberhauptmann des Herzogtums Schlesien 1Ur eın geborener schlesisch=
weltlicher Fürst gewählt werden kann, damit begründet, daß zugleich
mit dem Majestätsbrief ausgefertigt wurde und daher mit Union und Majes=
stätsbrief zusammenhänge. Nun 1st aber die Schuld den entstandenen
Unruhen und Kriegen nicht beim Majestätsbrief suchen, sondern G1€e
liegt 1m Gegentei da  rin, daß seinen Bestimmungen entgegengehandelt
wurde. War doch S daß dieses Gesetz den gegenreformatorisch (e=
sinnten eın Dorn 1 Auge dI, weil e dem Protestantismus einen unge=
hinderten Aufschwung sicherte. Der Verfasser der Deduktion d arl XII
Z6ivgt seine Vertrautheit mit der Aufklärungsphilosophie Pierre Bayles,
indem anführt, daß nicht die Verschiedenheit \d8I' Religion als solche Un-=
ruhen und Kriege verursacht, sondern daß entweder Untertanen unter dem
Deckmantel der Religion den politischen Bestand storen wollen, oder aber
die Staatsgewalt ihre religiösen Ansichten dE\II Andersgläubigen aufzwin=
gen will un die religiöse Verschiedenheit ZU. nla nımmt, die Anders=
denkenden unterdrücken. Der Majestätsbrief co]]1 verhindern, daß, WIE
bisher geschehen, die Geistlichkeit durch Beeinflussung VO  5 Behörden und
olk Ausrottung V O]  3 Andersdenkenden antreibt, indem S1e diese und
ihre Lehre als teuflisch verdammt und die schlechte: Einflüssen zugängliche
Masse aufwiegelt, und jene eit 1st voll VO'  3 Klagen und Erbitterung .  ber
solcherlei Unruhestiftung. Alldem hat der Kaiser, dem eın guter Charakter
nachgesagt wird, für die Zukunft abhelfen wollen Der Majestätsbrief ist
das Grundgesetz der evangelischen Schlesier ZUr Sicherung ihrer Religions=
freiheit. Er erganzte äs, W.as 11777 Augsburger Religionsfrieden nich:t AalLs:

drücklich erfaßt oder unklar WarT, und WarTr 1n den gewährten Freiheiten
umfassender als der WestfFfälische Friede. Er WarTr der Mafßfstab ach wel=
chem alle Religionsbeschwerden prüfen CH, und mit ihm konnte VeeT=

hindert werden, daß die beiden Bekenntnisse sich Vorrechte anmaften und
sich 1n Zwietracht zerfleischten. Die F+rage, ob der Majestätsbrief nicht da=
durch, daß sich die Schlesier z amp ihren böhmischen ‚bher=
errn und Kaiser beteiligten, Aaus eigener Schuld ungültig geworden ist, i1st
1n spaterem Zusammenhang ausführlich Z behandeln.

Der Revers des alisers Matthias DO Mai 7O17
Dieser Revers 1st die Bedingung der Stände dafür, daß S1e Ihn König

Böhmen krönen ließen, und bestätigt nicht 1Ur die Majestätsbriefe, SON=
derm zusätzlich den Vergleich zwischen den evangelischen urn katholischen
Ständen, die Unionsurkunde und das Bündnis mıit Schlesien. Ziwar dient
S1€e den evangelischen Schlesiern nicht als Beweismaterial bei Karl AJ
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doch stellt S1e ine Fortsetzung der evangelischen Bemühungen diär; ihre
Religionsfreiheit sichern, und vertieft gleichzeitig den Einblick 17 den
Geisteskampf der damaligen eit Lr bestätigt

(1.) „° alle und jede Majestätsbriefe und Privilegien, welche sich icht
allein auf die freie Religionsübung der unter beiderlei Gestalt Kommuni=
zierenden beziehen, sondern

(2.) auch auf andere politische Sachen, WIle WegeN Erla der Strafen, ferner

(Z.) alle Freiheiten, Rechte, Landesordnungen, öbliche, zyute, althergebrachte
Gewohnheiten und Ordnungen, W1e auch die Landtagsbeschlüsse ./

(4.) den Vergleich der SGtände SUu und sub utraque, ferner

(5.) den zwischen der alleinigen Partei der unftier beiden Gestalten 1 KOö=

nigreich Kommunizierenden (die Union) . nicht minder

(6.) das Bündnis, wda5 die oft genannten Stände sub utraque mıit den Für=
sten und St+änden 11 Schlesien vergangel Hen J 1609 auf dem allge  =  S
meinen Landtag e der Religion geschlossen haben, 1n allen ihren
Punkten, Klauseln un Artikeln, nichts ausgeNOMMC$N U

Es heiß+t schließlich noch ın dem Revers: „Was abe>r einige andere geme1n=
schaftliche, Uns VO  3 den Ständen dieses Königreiches vorgetragene Ar=
tikel betrifft, welche aulıs gewissen Ursachen nicht haben ausgerichtet WEeT:

den können, solche Artikel werden bis ZU) nächstkünftigen gemeinen
Landtage aufgehoben, und daß S1e bei diesem Landtage VOT allen anderen
Sachen vollständig ihrem Schlusse kommen sollen, haben Wir mit Un=
SCTTIL kel Munde versprochen, worauf sich alle drei Stände vollkommen
verlassen un sicher Se1n sollen, dass dieses vVvVon Uns als einem christlichen,
worthaltenden König und Herrn allerdings gehörig und redlich yeschehen
soll und wird. ” %) Matthias, der TUT mıit Hilfe der evangelischen Stände
SeINe ele erreicht hatte, hat seine feierlichen Versprechen icht gehalten,
sondern schwenkte, nachdem sSein Plan durchgeführt War ZUT Gegenseite
über. Während die Böhmen und Schlesier Rudolf I1 SE1INES Maje
stätsbriefs, dessen Gültigkeit S1e als die umfassendste Grundlage ihrer
Freiheit beharrlich verteidigten, ungeachtet seiner ach dem Vollzug der
Urkunde geschehenen zwiespältigen Maßnahmen immer eın  D“ gute An=
denken bewahrten, Z1Ng Matthias als Wortbrüchiger und Verräter 1n ihre

Geschichtel eın  >
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